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An dieser Stel le sei noch einmal
darauf hingewiesen, dass die AfD
Popul ismus betreibt. Sie gibt vor,
die Interessen der „kleinen Leute“
und der „Arbeitnehmer“ zu ver-
treten. Tatsächl ich ist sie aber eine
arbeiterfeindl iche Partei . Sie spaltet
in deutsche und ausländische Ar-
beiter_innen, hetzt gegen migran-
tische und ausländische Arbeiter_-
innen und verhindert so einen ge-
meinsam Kampf um Verbesserung-
en für Al le. Sie wi l l den gesel lschaft-
l ichen Reichtum nicht von oben
nach unten umvertei len, sondern
heizt den Vertei lungskampf der
Arbeiter_innen untereinander an.
Gleichzeitig rekrutiert sich die Füh-
rungsel ite der AfD weniger aus
Arbeiter_innen denn aus privi legier-
ten Kreisen und erhält die AfD
Mi l l ionenbeträge von einer „Hand-
vol l von Großspendern, die anonym
bleiben wol len.“12 Das ist al les in
al lem eine Kombination, die uns aus
den Anfangsjahren der NSDAP be-
kannt ist und die damals im größten
Massaker an Arbeiter_innen und
Minderheiten der Geschichte ende-
te.

Der zentrale Gründungsmythos des
DGB nach dem Zweiten Weltkrieg
war die Notwendigkeit einer Ein-
heitsgewerkschaft als Bol lwerk
gegen den Faschismus. Die Frank-
furter Hochschulgewerkschaft un-
ter_bau machte im Vorfeld des
Ersten Mai 2017 darauf aufmerk-
sam13, dass es nicht die Einheitsge-
werkschaft, sondern radikale Min-
derheitengewerkschaften waren,
die den Nationalsozial ismus aktiv
bekämpften. Die Führung der
Weimarer Einheitsgewerkschaft,
des ADGB dagegen bremste den
antifaschistischen Widerstand aus
und stel lte sich im Frühjahr 1933

freiwi l l ig in den Dienst der „natio-
nalen Revolution“. Insofern ist es
keine Überraschung, dass sich auch
heute wieder Faschist_innen in
DGB-Gewerkschaften breit machen
und dass die DGB-Gewerkschaften
als Ganzes nicht in der Lage oder
nicht wi l lens sind, dem einen Riegel
vorzuschieben.

Als FAU Jena sind wir überzeugt da-
von, dass wir die Spaltung und
gegenseitige Unterdrückung in-
nerhalb der Arbeiter_innenklasse
durch Rassismus und National ismus
überwinden müssen. Deswegen ru-
fen wir al le Arbeiter_innen dazu auf,
die faschistischen Umtriebe inner-
halb der DGB-Gewerkschaften zu
bekämpfen, radikale Basisgewerk-
schaften wie die FAU, GG/BO oder
unter_bau zu stärken und mit uns
gemeinsam für eine antifaschisti -
sche Arbeiter_innen- und Gewerk-
schaftsbewegung einzustehen!
Einen Anfang könnten der Gewerk-
schaftsausschluss Jankowskis, ein
klares Statement seitens der IG
Metal l und ein Unvereinbarkeits-
beschluss der DGB-Gewerkschaften
mit der AfD sein.
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Im September 2014 wurde nach
den Landtagswahlen in Thüringen
eine rot-rot-grüne Regierung
gebi ldet, die erste Koal ition aus
Linken, SPD und Grünen, in der die
Linke die stärkste Partei und damit
den Ministerpräsidenten stel lte. Im
Dezember 2014 übernahm sie das
Regierungsgeschäft. In der radi-
kalen Linken hat das - wieder ein-
mal - zalhreiche Diskussionen über
berechtigte und unberechtigte
Hoffnungen und Erwartungen an
eine l inke Regierung ausgelöst. Als
Anarchist_innen haben wir uns in
Diskussionen, aber auch in den
praktischen Kämpfen mit rot-rot-
grün auseinandersetzen müssen. In
dem Rahmen sind zahlreiche Texte
entstanden, die wir in dieser
Broschüre gesammelt abdrucken. In
ihrer Gesamtheit stel len sie eine
anarchistische Kritik am l inken
Establ ishment und dessen unter-
schiedl ichen Apparaten dar, der
Linkspartei und ihrer Rosa-Luxem-
burg-Stiftung, den l inken Partei-
jugenden, der Staatsantifa, den
Gewerkschaften und dem linken
Soziologie-Institut der Uni Jena.
Außerdem sind Beiträge entstan-
den, die sich mit autoritären Ten-
denzen innerhalb der radikalen
Linken beschäftigen, konkret mit
der Interventionistischen Linken
und der Roten Hi lfe.

Zur Einführung wol len wir kurz
unsere Kritik am l inken Regieren
zusammenfassen und Perspektiven
für unsere eigene Bewegung ab-
leiten.

Es wird gerne auf die vermeintl ich
positiven Aspekte einer l inken im
Vergleich zu einer rechten Regie-
rung verwiesen: weniger Repres-
sion, Unterstützung für die sozialen
Bewegungen, die Umsetzung derer
Forderungen über progressive Re-
formen usw. , um dann l inke Wahl-,
Parlaments- und Regierungspol itik
zu rechtfertigen und zu unter-
stützen. Im Gegensatz dazu, gehen
wir davon aus, dass l inkes Regieren
keine bessere, sondern schl icht und
einfach eine andere Form von
Staatsverwaltung ist und dass es
soziale Bewegungen und die
l inksradikale Szene auf eine andere
Art und Weise herausfordert.

Die Effekte l inken Regieren auf so-
zia le Bewegungen wol len wir kurz
festhalten:

(1) Es setzt nicht vordergründig auf
die Unterdrückung sozialer Bewe-
gungen durch Repression, sondern
auf deren Einbindung in die Staats-
apparate. Es ist kein Geheimnis,
dass mit dem Regierungsantritt von
rot-rot-grün in Erfurt zahlreiche
Stel len geschaffen wurden und dass
einige Leute aus der l inksradikalen
Szene diese angenommen haben.
In vielen Fäl len haben sie daraufhin
ihre Tätigkeit in der Szene einge-
stel lt oder runtergefahren. Das be-
greifen wir als Schwächung auto-
nomer Bewegung.

(2) Ein Effekt dessen ist, dass
gerade diese Leute bzw. deren
pol itisches Umfeld angefangen ha-

Einleitung
von der AIBJ-Redaktion
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ben, staatl iches und Regierungs-
handeln zu rechtfertigen und die
angebl ichen positiven Aspekte
herauszustreichen. Anstatt also,
was ja die Aufgabe l inksradikaler
Pol itik wäre, den Staat infragezu-
stel len, wurde er weiter legitimiert.
In einigen Fäl len haben sich die
Parvenus des l inken Establ ishments
sogar ganz direkt gegen Kämpfe
von unten gerichtet.

(3) Damit einher geht der Glaube,
dass man den Genossen an Schalt-
hebeln der Macht die Zeit und den
Spielraum lassen sol lte, sich um
gewisse Probleme zu kümmern.
Das kann zu einer Deeskalation von
Kämpfen und zur Demobi l isierung
von Bewegung führen.

(4) Tatsächl ich war die Hoffnung auf
weniger Repression zumindest in
Thüringen unbegründet. Es hat in
den letzten vier Jahren zahlreiche
Verfahren gegen die l inksradikale
Bewegung gegeben u.a. gegen die
Gothaer Drei , d ie Pol izeirepression
gegen die Antifa-Proteste in Jena
von 2015 bis 2017 war ungeheim
hart und Ramelow mobi l isierte
auch verbal gegen die Antifa, der er
Nazi-Methoden vorwarf, um nur
drei Beispiele aus dem Antifa-
Bereich zu nennen.

(5) Von der erhofften staatl ichen
Unterstützung ist in der l inksradi-
kalen Szene dann nichts angekom-
men, wenn die Gruppen eine klare
Kritik an der herrschenden Regier-
ung vertraten. Forderungen der Ge-
fangenen-Gewerkschaft wurden ig-
noriert, der Erfurter Zeitschrift
Lirabel le wurden sogar die Gelder
gestrichen.

(6) Dadurch, dass sich viele Grup-
pen darauf verlassen, staatl iche
Gelder abzugreifen, wird es ver-
säumt, eigene unabhängige Kassen
und Strukturen aufzubauen. Das
stel lt langfristig ein großes Manko
dar und wird sich spätestens bei
der Abwahl von rot-rot-grün und
einer rechten Regierungsbi ldung
rächen.

Angesichts dessen haben wir als
Anarchist*innen in Jena folgende
Strategie entwickelt. Auf der einen
Seite haben wir die l inke Regie-
rung, die betei l igten Parteien, die
Staatsantifa und Gewerkschaften
schonungslos kritisiert. Es gab z.B.
einen Prozessbericht mit kritischem
Kommentar zur Arbeit des Staats-
antifa-Vereins ezra (S. 16) und
einen Artikel der FAU dazu, wie AfD-
ler*innen sich im DGB breitmachen
(S. 40). Es gab aber auch einige
Aktionen, unter anderem die Be-
setzung des Linksparteibüros in
Jena (S. 9), eine Kundgebung gegen
den Besuch von Sahra Wagen-
knecht auf Einladung der Rosa-
Luxemburg-Stiftung (S. 26) und
eine Provo-Aktion bei einem Sol ida-
ritätskonzert im Haus der DGB-
Jugenden in Erfurt (S. 28). Berichte
dieser Aktionen sind auf den
folgenden Seiten nachzulesen.

Zweitens haben wir darauf hinge-
arbeitet, eine Spaltung innerhalb
der l inken Bewegung herbeizufüh-
ren, d.h. uns von Partei und Staat
mögl ichst unabhängig zu machen
und uns als eigenständige antiau-
toritäre Bewegung zu konstituieren.
Im Rahmen dieser Auseinanderset-
zung sind die hier abgedruckten
Texte entstanden, die sich kritisch
mit der Roten Hi lfe (S. 35) und der
Interventionistischen Linken (S. 12)
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sich zu positionieren – mit katas-
trophalem Ausgang: Sie drücken
sich al le vor der Verantwortung.
Zumindest in der öffentl ichen
Wahrnehmung entsteht der Ein-
druck, dass die DGB-Führung lokale
Betriebsräte, die das Problem
rechter Betriebsräte angehen
möchten, al lein lässt und rein gar
nichts dafür tut, ihnen den Rücken
zu stärken.

Jankowski spielt den arbeiter-
freundl ichen und sozialen Clown
der Thüringer AfD, mit dem extre-
men Kurs des sogenannten „Flü-
gels“ um Björn Höcke und der von
ihm dominierten Thüringer AfD hat
er aber offenbar kein Problem. Im
Gegentei l , er trug den von Höcke
angekündigten „Anti-Establ ish-
ment-Wahlkampf“ mit. Auf die Fra-
ge des MDR „Mit welcher Partei
können Sie sich eine Koal ition vor-
stel len?“ antwortete er: „Mit kei-
ner.“4 Und genauso wie der „Flü-
gel“ hetzt er gegen die „Pol itical
Correctness“, also gegen die Er-
rungenschaften verschiedener
sozialer Bewegungen der letzten
Jahrzehnte.5

Das gezielte Engagement Jankows-
kis sowohl in der Thüringer AfD wie
auch in der IG Metal l ordnet sich
dabei in eine neuere Strategie der
AfD ein. Am 1. Mai 2017 wurde auf
der Kundgebung der AfD in Erfurt
die Gründung des Alternativen Ar-
beitnehmerverbandes Mittel-
deutschland, »ALARM! « verkündet,
der seitdem versucht, Gewerk-
schaftsmitgl ieder zu rekrutieren,
u.a. in einer aggressiven Erklärung
des Pressesprechers des AfD-Lan-
desverbands Thüringen Torsten
Braga an Verdi-Mitgl ieder vom 4.
Mai 2017.6 Am 21. November 2017

betei l igten sich AfD-Funktionäre,
darunter Björn Höcke, mit AfD-Re-
genschirmen beim Schweige-
marsch der Siemens-Arbeiter_in-
nen in Erfurt und l iefen zeitweise in
der zweiten Reihe hinter dem
Fronttransparent, Bodo Ramelow
(LINKE) und Andreas Bausewein
(SPD). Die DGB-Funktionäre Kirsten
Joachim Breuer und Sandro Witt
verteidigten im Anschluss noch die
Entscheidung, die AfD nicht von
der Demo auszuschl ießen! 7 Auch
bei den Demos gegen die Betriebs-
schl ießungen der Siemens- und
Bombardier-Werke in Görl itz
betei l igen sich AfD-Funktionäre. Bei
der neurechten und neofaschis-
tischen Compact-Konferenz vom
25. November 2017 in Leipzig hielt
Ol iver Hi lburger, über die rechte
Arbeitnehmervereinigung ‚Zentrum
Automobi l ‘8 Betriebsrat beim
Daimler-Werk in Stuttgart-Unter-
türkheim, einen Vortrag zum The-
ma „Den Widerstand in die Betrie-
be tragen“.9 Weitere Redner waren
Björn Höcke, Pegida-Führer Lutz
Bachmann, Identitären-Aktivist
Martin Sel lner und Verschwörungs-
ideologe Jürgen Elsässer. Ende
November 2017 haben die faschis-
tische Ein-Prozent-Bewegung10 und
Zentrum Automobi l d ie Kampagne
„Werde Betriebsrat – Patrioten
schützen Arbeitsplätze“ mit expl i -
zitem Bezug zur AfD gestartet. 11 Im
Januar 2018 fand dazu eine Veran-
staltung des AfD-nahen „Instituts
für Staatspol itik“ im Identitären-
Haus in Hal le statt. Al l das zeigt,
dass die AfD und parteiunabhän-
gige Faschist_innen sich seit einem
Jahr systematisch darum bemüh-
ten, ihre Mitgl iederbasis in der
organisierten Arbeiter_innenschaft
und in den DGB-Gewerkschaften
auszubauen.
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IG-Metall und DGB unfähig,
faschistische Umtriebe in
eigenen Reihen zu stoppen:
Für eine antifaschistische
Gewerkschaftsbewegung!

von der FAU Jena

+++ Jenaer AfD-Spitze Jankowski
ungestört als Betriebsrat und IG-
Metal ler tätig +++ IG-Metal l und
DGB scheinbar nicht gewi l l t, anti -
faschistische Grundsätze durchzu-
setzen +++ FAU Jena fordert Aus-
schluss von Jankowski und der AfD
aus der Gewerkschaftsbewegung
+++

In Zeiten des gesel lschaftl ichen
Rechtsrucks und der zunehmenden
Autoritarisierung der pol itischen
Regime werden alte Selbstver-
ständl ichkeiten über Bord gewor-
fen, z.B. die antifaschistische
Grundhaltung der DGB-Gewerk-
schaften. Wir merken immer deut-
l icher, wie auch im DGB Faschist_-
innen wirken und aufsteigen.

Einer von ihnen ist der Aktivist der
in Thüringen deutl ich faschisti -
schen AfD, Denny Jankowski . Jan-
kowski trat schon im Mai 2013 der
frisch gegründeten AfD bei , ab No-
vember 2014 wirkte er als stel lver-
tretender Sprecher des AfD-Kreis-
verbands Gera- Jena-SHK und seit
November 2015 als Sprecher des
Kreisverbands. Im Wahlkampf von
2017 kandidierte er für die AfD
darüber hinaus für den Bundestag.

Im November 2017 wurde Jankows-
ki mit Wiebke Muhsal als Kreisspre-
cher der AfD Gera- Jena-SHK bestä-
tigt und kündigte an, bei den Wah-
len zum Jenaer Oberbürgermeister
kandidieren zu wol len. 1 Darüber
hinaus ist er Mitgl ied der Jungen
Alternativen (JA), der Jugendorgani-
sation der AfD.

Paral lel dazu wurde er 2014 bei
Jenoptik zum Betriebsrat gewählt2

und trat der IG Metal l bei – zu einer
Zeit also, in der Jankowski bereits
in der AfD tätig und dabei war,
Führungspositionen zu überneh-
men. IG Metal l und DGB haben al l
das bisher öffentl ich ausgespart. Es
war Jankowski selbst, der seine IG-
Metal l -Mitgl iedschaft offen ge-
macht hat. Er sagte in seiner Wahl-
kampfrede vom 15. September
2017 in Gera: „ Ja, ich bin sehr
sozial eingestel lt. Ja , ich bin Be-
triebsrat. Ja, ich bin Gewerk-
schaftsmitgl ied. Und ja, ich bin
genau in der richtigen Partei dafür.“
Auf seinem öffentl ichen Facebook-
Profi l schrieb er am 4. Januar 2018:
„Ich bin selbst Betriebsrat und Mit-
gl ied der IG Metal l . “ Erst ein Be-
richt vom REPORT MAINZ3 hat
DGB-Funktionären Druck gemacht,
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als Institutionen der großen "Einheit
der Linken" beschäftigen. Diese
Spaltung der Einheitsl inken hat sich
jedoch als ein schwieriges Unter-
fangen erwiesen. Die Befürchtung-
en des Genossen aus der Zeit der
Regierungsbi ldung haben sich
insofern bestätigt (S. 6): " Ich habe
die Befürchtung, dass in l inksradi-
kalen Kreisen ein Trennungs-
schmerz von früheren Bündnis-
partnern aus Parteikreisen zu viel
Zeit und Diskussionsraum einneh-
men wird, statt die eigene Pol itik
unbeirrt fortzuführen."

Drittens haben wir statt des
Bündnisses mit der staatl ichen
Linken noch aktiver als bisher das
Bündnis mit anderen Unterdrück-
ten, Ausgebeuteten und Diskrimi-
nierten gesucht. Die Arbeit der
Gefangenen-Gewerkschaft, die
Arbeitskämpfe der FAU und die
antirassistischen Proteste sind
Beispiele für die Ergebnisse dieser
Bemühungen. In diesen Kämpfen
waren wir immer wieder gezwun-
gen, uns mit dem linken Establ ish-
ment anzulegen. Die GG/BO-Sol i -
gruppe hatte einen Konfl ikt mit der
Linksparteifraktion im Landtag (S.
32), die FAU Jena mit dem linken
Institut für Soziologie an der der Uni
Jena (S. 22).

Viele mögen die gemachten Gedan-
ken tei len, aber anschl ießend ein-
wenden, dass wir in Zeiten des
aufkommenden Faschismus leben,
dass wir uns mit den wenigen ver-
bl iebenen Antifaschist*innen zu-
sammentun und das Schl immste
verhindern sol lten, auch wenn wir
dabei ein paar Abstriche bei un-
seren Idealen machen müssen. Wir
halten diese Unterscheidung in
Demokratie und Faschismus für

problematisch, denn was immer
deutl icher wird, ist, dass die Demo-
kratie selbst ein sehr mörderisches
System ist, dass die faschistischen
Tendenzen im demokratischen
System angelegt sind und dass
demokratische Kräfte durch auto-
ritäre Reformen eine mögl iche
Machtübernahme der AfD selbst mit
vorberieten. Es kann letzten Endes
also nicht darum gehen, die Demo-
kratie in ihrer Krise gegen den Auf-
stieg des Faschismus zu verteidi -
gen, sondern eine breite Bewegung
gegen diesen Staat egal unter
welchem Regime aufzubauen.

Diese Broschüre enthält ein paar
erste Ansätze für eine anarchisti -
sche Analyse l inker Staatsverwal-
tung und dokumentiert die seit
Ende 2014 erschienenen Texte und
Aktionen. Damit wol len wir die
Diskussion um eine langfristige Be-
wegungsstrategie bei uns in Thü-
ringen fortsetzen, eine erste
Grundlage für weitergehende und
umfassendere Analysen schaffen
und Genoss*innen in anderen Städ-
ten und Bundesländern unsere
Erfahrungen zugängl ich machen.
Über Rückmeldung von vor Ort
sowie aus anderen Städten würden
wir uns sehr freuen.

AIBJ-Redaktion, Oktober 2018
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Wenn Bodo neben dir
in der Blockade sitzt
Was erwartet die Bewegungsl inke von Rot-Rot-Grün

in Thüringen? Interview von Ingo Stützle.

Seit wenigen Tagen regiert in Thü-
ringen eine von der Partei DIE
LINKE geführte Regierung. Was
bedeutet das für die Linke
außerhalb des Parlaments? ak hat
bei zwei Aktvisten nachgefragt.

In welchen Zusammenhängen
macht ihr Politik?

Phi l ipp Jakobus: Ich bin in der anti-
rassistischen Bewegung aktiv. Ich
unterstütze und dokumentiere die
Kämpfe der Geflüchteten - und ich
gehöre zum Umfeld des losen Wol-
ja-Zusammenhangs, aus dem he-
raus 2013 und 2014 Häuser in Jena
besetzt wurden.

Thomas Hoeneß: Ich bin in der
recht heterogenen l inken Gruppe
Juri aktiv, die von Leuten gegründet
wurde, die mit den vorhandenen
Szenestrukturen in Thüringen
unzufrieden waren - einige Genos-
sen sind auch recht nah an der
Linkspartei dran.

Was wird sich für euch jetzt
ändern?

P. J . : Konkret werden sich wahr-
scheinl ich einige Linkspartei ler, die
sich im oppositionel len Habitus in
der Vergangenheit noch zugunsten
l inksradikaler Positionen aus dem
Fenster lehnten, zukünftig zurück-
ziehen. Dass Abgeordnete sich wei-

terhin beispielsweise an Blockaden
von Abschiebungen betei l igen und
damit sowohl für partiel len Schutz
vor Pol izeibrutal i tät als auch für
Öffentl ichkeit sorgten, ist schwer
vorstel lbar. Ebenso werden einige
Bündnisse oder Gruppen, die sich
bei Demoanmeldungen stets von
Linkspartei oder Grünen abhängig
gemacht haben, sich nun neu
orientieren müssen. Bereits im
Wahlkampf gab es Erfahrungen,
dass aus l inken und grünen Partei-
kreisen eine Zusage zur Demoan-
meldung zurückgezogen wurde
oder die Unterstützung einer Kam-
pagne gegen Abschiebungen von
Roma mit dem Verweis auf die
Priorität des Wahlkampfs ausbl ieb.

T.H. : Bis jetzt konnte man mit
Leuten aus der Linkspartei , tei l -
weise aber auch von den Grünen
und der SPD bei bestimmten Sa-
chen ganz gut zusammenarbeiten.
Ich denke aber, dass außerpar-
lamentarische Gruppen ihr Handeln
nicht von der aktuel len Regierung
abhängig machen sol lten. Es bleibt
weiterhin die Aufgabe, zu kritisie-
ren und Druck aufzubauen. Des-
wegen wird sich ganz konkret nicht
so viel für uns ändern, außer, dass
wir demnächst mit einem Minis-
terpräsidenten in einer Blockade
gegen Nazis sitzen werden.

Welche Hoffnungen verbindet
ihr mit Rot-Rot-Grün?
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überal l da Widerstand leisten, wo
Ungerechtigkeit herrscht – des-
wegen gibt es das ABC u.a. in Erdo-
gans autoritärem Regime in der
Türkei , in der (post)sozial istischen
Diktatur Lukaschenkos in Weiß-
russland, aber eben auch in der
westl ich-demokratischen BRD und
deswegen sitzen in al l d iesen Staa-
ten und immer wieder auch in der
BRD Anarchist_innen im Knast. Und
deswegen kriegen wir das hin, was
Viele sich offenbar nicht vorstel len
können: gleichzeitig den Staats-
kommunismus der DDR zu hassen
und in der bestehenden Demokra-
tie der BRD Widerstand zu leisten.
(2) Wir fordern hier nicht die Auflö-
sung der RH. Wir halten sie für eine

Antirepressionsorganisation mit ei-
nem pol itischen Programm, das wir
ablehnen, die aber ansonsten im-
mer wieder gute praktische Arbeit
macht. Wir fordern hier einfach,
dass Leute, die sich anarchisti -
schen, autonomen und antiautori-
tären Idealen verbunden fühlen,
eine eigenständige Antirepres-
sionsorganisation aufbauen. Und
dann kann immer noch geschaut
werden, unter welchen
Bedingungen wir mit Basis-
aktivist_innen und Ortsgruppen der
RH zusammenarbeiten können und
wol len.

veröffentlicht am 25. April 2017 auf
https://abcj.blackblogs.org/2017/04/25/abschliessende-

gedanken-zur-siegerjustiz-debatte-um-und-mit-der-roten-hilfe/
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Aufgrund der pol itischen Ausrich-
tung der RH können wir schon jetzt
mit den nächsten Manövern a la
Ukraine-Sol ikampagne für rote Na-
tional ist_innen oder DDR-Propagan-
da-Schwerpunkt der RHZ rechnen.
Und wir werden auch weiter damit
rechnen können, dass ein Tei l der
RH das viel leicht nicht tol l findet,
sogar was dazu schreibt, das je-
doch weiter tolerieren wird.

Kommunistische Taktiererei

Es gibt sogar von RH-Aktivist_innen
aus dem antiautoritären Spektrum
immer wieder die Argumentation:
Ja, das war al les nicht so tol l , aber
heute, wo der Antikommunismus so
stark ist, sol l ten wir nicht zu laut
davon reden, wei l wir sonst ins
Fahrwasser der Rechten geraten.
Wir sagen: Wir machen solche
kommunistischen Taktiken nicht
mit, in denen man die eigenen
Ideale verrät. Erstens werden wir
ohne Rücksicht jedes unterdrücke-
rische Regime kritisieren, egal ob
Deutsches Reich, DDR, BRD und
was sonst noch kommmen mag.
Zweitens müssen wir gerade dann,
wenn die Rechten ihre antikommu-
nistische Leier anwerfen, eine
eigene Kritik am Staatskommunis-
mus formul ieren, damit endl ich mal
klar wird, dass wir die DDR nicht
verteidigen, sondern für Alternati -
ven kämpfen.

Eine weitere Taktik ist der offenbar
aussichtslose Versuch, innerhalb
der Roten Hi lfe was zu verändern.
Mit welchem Ergebnis? Menschen,
die zu DDR-Zeiten Widerstand ge-
leistet haben, bleibt nichts übrig,
als angesichts von Honecker-Reden
und Stasi-Artikeln auszutreten und
der Rest bekennt sich zum „strö-

mungsübergreifenden“ Charakter
der RH und stel lt sich schützend
vor die autoritären Kommunist_-
innen und Stasi-Offiziere. Was muss
nach der Ukraine-Kampagne und
dem Siegerjustiz-Schwerpunkt
eigentl ich noch passieren, um sich
von dieser untragbaren Organi-
sation zu distanzieren und endl ich
eigene Strukturen aufzuabauen?

Anarchistische Antirepression

Wir sind also dafür, eine eigene
anarchistische Antirepressionsor-
ganisation aufzubauen, wie das seit
2015 mit dem Anarchist Black
Cross in Deutschland (wieder) läuft.
In den letzten zwei Jahren wurden
neue ABC-Gruppen in Dresden, im
Rheinland, in Jena, Leipzig und
Flensburg aufgebaut. Wir finden,
dass man strömungsübergreifend
Leute unterstützen UND gleich-
zeitig eine klare pol itische Linie
fahren kann und sol lte. Eine, die
den staatskommunistischen Phan-
tasien eine klare Absage ertei lt und
stattdessen Herrschaft, Ausbeutung
und Unterdrückung in al len staatl i -
chen Regimen anzweifelt und be-
kämpft. Deswegen rufen wir al le,
die sich in die Selbstverteidigung
unserer Bewegung und den Kampf
gegen Staat, Pol izei , Knast und
Repression einbringen möchten,
dazu auf, sich am Aufbauprozess
des Anarchistischen Schwarzen
Kreuzes zu betei l igen.

Zu al l dem noch zwei Bemerkungen
noch: (1) Wir haben die Schnauze
gestrichen vol l , dass uns in solchen
Debatten immer wieder vorgewor-
fen wird, wir wären kleinbürgerl ich,
antikommunistisch und würden der
BRD zuarbeiten. Begreift doch end-
l ich mal , dass wir Anarchist_innen
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T.H. : Das letzte Mal , a ls ich Hoff-
nungen in einen Regierungs-
wechsel gesetzt habe, war ich 16
Jahre alt - und Gerhard Schröder
wurde Bundeskanzler. Das ist
bekanntl ich zieml ich in die Hose
gegangen. Das sol lte man auch in
Thüringen im Hinterkopf haben.
Wenn man sich den Koaltitionsver-
trag durchl iest, ist das kein antika-
pital istisches oder gar revolutio-
näres Projekt. Es gibt aber dennoch
Bereiche, die etwas hoffen lassen.
So war eine der ersten Regierungs-
entscheidungen ein Winterabschie-
bestopp für Flüchtl inge. Der Verfas-
sungsschutz sol l zwar nicht abge-
schafft werden, aber immerhin wird
das elende V-Leute-System been-
det. Positiv ist zudem das Anl iegen,
die Gesel lschaft offener und plu-
raler zu gestalten. So wird im Koal i -
tionsvertrag expl izit die Förderung
von Lebensentwürfen jenseits der
Hetero-Kleinfami l ie erwähnt. Das
sind viel leicht die kleinen, hoff-
nungsvol len Unterschiede zu einer
CDU-Regierung.

P. J . : Was Geflüchtetenkämpfe an-
geht, hat sich die Koal ition zwar
eine Humanisierung von Abschie-
bungen vorgenommen und der
aktuel le Winterabschiebestopp ist
natürl ich eine konkrete Verbesser-
ung für die Betroffenen. Al lerdings
gab es diesen auch schon mal
unter einem CDU-Innenminister.
Unabhängig von der Überzeugung,
dass keine Regierung einen
Orientierungspunkt für emanzipa-
torische Bewegungen darstel len
sol lte, können wir nochmal konkre-
ter hinsehen: Mit der SPD bekommt
die Partei das Innenministerium,
die bereits zwischen 1994 und
1999 den Innenminster stel lte und
somit den vom Verfassungsschutz

organisierten Aufbau des Thüringer
Heimatschutzes und des NSU direkt
verantwortet. DIE LINKE hat ihr
Versprechen, diesen VS abzuschaf-
fen, bereits in den Koal itionsver-
handlungen an die SPD verkauft.
Dieser VS, der Namensl isten von
Antifas an Nazi-V-Männer weitergab
und trotz der Kenntnis um einen
geplanten Brandanschlag auf ein
besetztes Haus in Erfurt untätig
bl ieb, ist also weiterhin eine Gefahr
für Leib und Leben. Der neue SPD-
Landeschef Andreas Bausewein
war als Erfurter Oberbürgermeister
2009 zudem für die Räumung des
besetzten Topf-und-Söhne-Gelän-
des verantwortl ich und damit für
die Misshandlung und Traumati-
sierung von Besetzern durch das
mit Schussaffen agierende SEK.

Welche Befürchtungen habt
ihr?

P. J . : Ich habe die Befürchtung, dass
in l inksradikalen Kreisen ein Tren-
nungsschmerz von früheren Bünd-
nispartnern aus Parteikreisen zu
viel Zeit und Diskussionsraum ein-
nehmen wird, statt die eigene
Pol itik unbeirrt fortzuführen. Und es
bleibt zu befürchten, dass die Er-
nüchterung über diese Koal ition bei
den nächsten Wahlen zu einem
parlamentarischen Rechtsruck
führt. Wir sol lten nicht vergessen,
dass die NPD bereits in einem Dut-
zend Kreistagen sitzt.

T.H. : Ein großes Problem ist, dass
es in Thüringen keine wirkl iche
Bewegung gibt, die die Regierung
unter Druck setzten könnte. In
Thüringen ist al les relativ staatsfi -
xiert. Ich befürchte, die Linkspartei
wird al les dafür tun, um an der
Regierung zu bleiben - und zieml ich
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faule Kompromisse eingehen. In
den nächsten Jahren werden die
Mittel im Staatshaushalt weniger
werden. Dann wird sicher auch die
Linkspartei einen Sparkurs mit-
tragen. Nicht unterschätzen dürfen
wir zudem das anti l inke Bündnis

von CDU und AfD. Wie aggressiv die
CDU auf ihren Machtverlust
reagiert, ist schon jetzt zu sehen: Es
gab ja bereits Gespräche zwischen
CDU und AfD. Ich denke, die
Angriffe auf die gesamte Linke
werden sich verstärken.

analyse & kritik, Nr. 600, 16. 1 2.2014.
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sagen sie, dass es nicht sein kann,
dass die vielen verfolgten DDR-
Oppositionel len totgeschwiegen
werden und dass die l inken Oppo-
sitionsbewegungen aus der DDR-
Zeit am ehesten unser Bezugs-
punkt sein sol lten. Nichtsdestotrotz
halten sie fest: „Die Rote Hi lfe ist
eine strömungsübergreifende
Organisation einer ausdifferenzier-
ten Linken. Das finden wir richtig
und wichtig. Zu dieser Linken gehö-
ren auch jene, die die bedingungs-
lose Verteidigung des Herr-
schafts-Apparats des DDR-Staats
als Programm hatten und tei lweise
noch haben.“

Aus diesen Stel lungnahmen und
der ganzen Geschichte können wir
Einiges über die RH lernen:

(1) Von Stal inist_innen bis Anar-
chist_innen ist al les dabei , was ir-
gendwie als l inks gelten kann, also
Menschen, die pol itisch im Grunde
nichts gemeinsam haben.

(2) Die meisten Leute in der RH
wol len offenbar einfach nur „unpo-
l i tisch“ ihre Arbeit machen: Geld
sammeln, Strafverfolgte unter-
stützen, business as usual . Denn
sonst hätte es ja wohl einige öf-
fentl iche Stel lungnahmen von Orts-
gruppen und sogar Austritte geben
müssen. Es gibt also innerhalb der
RH viel leicht eine Strömung, die
staatskommunistische Ansichten
ablehnt. Letzten Endes führt die
„Einheit der Linken“ in der Einheits-
organisation der RH und der Fokus
auf die Antirep-Arbeit vor Ort je-
doch zu einer Toleranz dieser An-
sichten. Sogar der kritische Beitrag
der IL-Ortsgruppen sagt im Grunde:
Klar gehören die Stasi-Schweine zu
uns und in die Rote Hi lfe. Das

bedeutet trotz al ler Lippenbekennt-
nisse eine Entsol idarisierung mit al l
den antiautoritären Gruppierungen,
die gegen den DDR-Staat gekämpft
haben: Feministinnen, Schwule-
und Lesben-Szene, Öko-Bewegung,
Punks, Friedensbewegung, Anar-
chist_innen, ungehorsame Arbei-
ter_innen, Wehrdienstverweigerer
und andere.

(3) Es gibt ja Repression gegen die
verschiedensten Gruppen: Nazis,
Fußbal lfans, Drogendealer_innen
und -konsument_innen, Flüchtl inge,
Schwarzfahrer_innen, pol itische
Aktivist_innen, Stasi-Angehörige, ab
und zu gegen einen korrupten Ma-
nager usw. Für die Rote Hi lfe stel lt
sich dabei die Frage, wer davon
l inks und damit unterstützungs-
würdig ist. Mit ihrem Statement, die
DDR sei „ in jeder Hinsicht ein Tei l
l inker Geschichte“, hat sie sich mal
wieder klar positioniert: Die RH
protestiert viel leicht gegen den
Verfassungsschutz, Pol izeigewalt,
d ie Abschottung Europas, das
Massensterben im Mittelmeer und
die Ausbeutung der Arbeiter_innen
durch das Kapital . Wenn al l das un-
ter roten Fahnen stattfindet, ist das
aber l inks und damit ok. D.h.
Unterstützung für Stasi , prügelnde
Vopos, die Mauer, Mauerschützen
und Ausbeutung der Arbeiter_innen
durch eine bürokratische El ite. Das
betrifft jetzt viel leicht „nur“ die
Vergangenheit und ist damit „halb
so wi ld“. Aber es gibt ja noch heute
die schl immsten staatskommunis-
tischen Gruppen. Die RH steht
dahinter. Und fal ls es irgendwann
wieder zu einem staatskommunis-
tischen Projekt kommen sol lte,
kann das bestimmt wieder mit ihrer
Unterstützung rechnen.
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Und am Ende des Artikels: „Daher
gehört ihnen, genauso wie al len an-
deren von Repression betroffenen
fortschrittl ichen Kämpfer_innen in
anderen Regionen, Epochen oder
Bewegungen, unsere Sol idarität.“
Klar kann man analysieren, wie der
BRD-Staat gegen die Funktionäre
und Unterstützer_innen des DDR-
Regimes vorgegangen ist. Aber das
Redaktionskol lektiv macht weit
mehr. Es ruft zur Sol idarität mit
Minister_innen, Offizieren, der Stasi
(„Menschen, die […] an […] ihrem
Schutz betei l igt waren), Entschei-
dungstragenden und Ausführenden,
Funktionär_innen usw. auf. Es stel lt
sich hinter ein System, das auf der
staatl ichen Unterdückung jegl icher
Opposition und der staatl ich organi-
sierten Ausbeutung der Arbeiter_in-
nen basierte und das zum Glück
untergegangen ist, und hinter seine
Täter_innen. Was nicht heißt, dass
wir es heute besser finden – im Ge-
gentei l !

Nach der Veröffentl ichung wurde
innerhalb, außerhalb und mit der
Roten Hi lfe rumdiskutiert. Ausführ-
l iche öffentl iche Diskussionsbeiträ-
ge hat es vor al lem aus Dresden
gegeben und zwar von der Rote-
Hi lfe-Ortsgruppe Dresden, dem
Anarchist Black Cross (ABC) Dres-
den und der feministischen Gruppe
e*vibes. In al l d iesen Beiträgen
wurde klar gemacht, dass die DDR-
Propaganda der RHZ absolut inak-
zeptabel ist.

Rote Hilfe, linke Einheit und die
Toleranz
staatskommunistischer
Propaganda

Die Rote Hi lfe Ortsgruppe Dresden
machte sich im Folgenden um eine

Debatte innerhalb der Roten Hi lfe
stark, forderte eine Distanzierung
vom Inhalt der Siegerjustiz-Ausgabe
und schlug vor, eine Ausgabe der
RHZ zum Thema Repression in der
DDR zu gestalten. Von al l dem
wurde bis heute nichts erreicht.

Stattdessen veröffentl ichte der
Vorstand der Roten Hi lfe am 3. Fe-
bruar 2017 seinen Standpunkt zur
Debatte und hat es damit im Grun-
de nur noch schl immer gemacht.
Kurz gefasst: Während der Diskus-
sion zum Thema habe es im Vor-
stand von Ablehnung bis Begeis-
terung über den Themenschwer-
punkt al le Haltungen gegeben. Das
sei nicht verwunderl ich, schl ießl ich
sei die RH eine „strömungsüber-
greifende Organisation“. Der Vor-
stand habe auch nicht vor, eine
Meinung zum Thema zu entwickeln.
Und er werde sich nicht vom
Themenschwerpunkt distanzieren.
Dann plötzl ich: Die RH unterstütze
„Gefangene und Kriminal isierte
[…], wenn sie aufgrund ihres l inken
Selbstverständnisses angegriffen
werden“. Man könne ja die DDR
kritisieren, aber es gehe doch da-
rum, „was im Vordergrund steht,
wenn Genoss*innen aufgrund ihrer
pol itischen Identität und ihrer Akti-
vitäten von der BRD- Justiz krimi-
nal isiert werden“. Und zuletzt: Die
DDR sei – so auch der Titel der
Stel lungnahme – „in jeder Hinsicht
ein Tei l l inker Geschichte“.

Diese Stel lungnahme wurde ge-
meinsam mit einem „zustimmen-
den“ und „ablehenden Leserbrief“
in der ersten RHZ-Ausgabe von
2017 abgedruckt. Der „ablehnende
Leserbrief“ war von den drei Ost-
gruppen der Interventionistischen
Linken verfasst worden. Darin
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Bericht von der Besetzungs-
aktion des Jenaer Links-
partei-Büros gegen die

Massenabschiebungen unter
der Thüringer Linksregierung

Antirassist_innen aus Thüringen

Wir haben heute, am 11. Mai , von
ca. 15:30 Uhr bis 18 Uhr aus zwei
Gründen das Jenaer Parteibüro der
Linken besetzt. Erstens wol lten wir
ein klares Zeichen gegen die Mas-
senabschiebungen von Migrant_in-
nen aus Thüringen und die deutsche
Deportationskultur setzen. Jede
Abschiebung ist ein Verbrechen und
muss gestoppt werden. Zweitens
wol lten wir die Debatte über die
Verwicklung der Linkspartei in die
Abschiebemaschinerie und unser
Verhältnis zu ihr anheizen. Die ge-
nerel le Ablehnung von Abschie-
bungen darf keine Verhandlungs-
masse im Koal itionsgeklüngel sein.

Für uns ist klar: Die Linkspartei hat
in Thüringen (und zahlreichen an-
deren Bundesländern) durch ihre
Regierungsbi ldung die pol itische
Entscheidung getroffen, die staat-
l iche Abschiebemaschinerie zu ver-
walten und so neben Bul len, NGOs,
Bürokratie etc. zu Mittäter_innen zu
werden. Das trifft selbstverständl ich
auch für andere Parteien wie die
Grünen und die SPD zu. Dennoch
versuchen die Thüringer Linken
immer noch mit Refugees-Welcome-
Postern und über sinnfreies Gelaber
das zu verschleiern, was doch so
offensichtl ich ist. Auch sie lassen
abschieben. Auch sie untertei len

durch ihre Pol itik „gute Kriegsflücht-
l inge“ und „schlechte Wirtschafts-
flüchtl inge.“ (Wie auch im ND-Onl i -
ne-Artikel zu unserer Besetzung, in
dem am Ende darauf hingewiesen
wird, wie sich die Linken für den
Famil iennachzug von Syrer_innen
stark machten. ) Und auch sie
schöpfen nicht einmal den Rahmen
des Mögl ichen aus. Es gibt z.B. in
Thüringen keinen Winterabschie-
bestop mehr wie noch zu Zeiten der
CDU-Regierung. Damit haben die
Linken schon lange eine rote Linie
übertreten und können sich nicht
länger über ihren angebl ichen
Kampf in den Institutionen und
dessen Widersprüche rausreden.
Das überrascht uns nicht weiter. Wer
den Staat übernehmen wi l l , über-
nimmt auch seine Logik und dazu
gehört die Bevölkerungsverwaltung
durch Deportation und Abschiebung.
Wären die Leute in der Linkspartei
tatsächl ich Antirassist_innen, müss-
ten sie die Koal ition platzen lassen
oder austreten.

Auch während der Besetzung haben
Linke-Funktionäre und Parteimit-
gl ieder versucht, uns zuzulabern
und sich rauszureden. Es hat eine
Wei le gedauert, ihnen klar zu ma-
chen, dass wir nicht gekommen
sind, um mit ihnen zu sprechen und
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in Dialog zu treten, sondern dass
wir ihr Büro besetzt haben, um es
mit unseren Inhalten zu fül len.

Während der Besetzungsaktion wur-
den 600 Flugblätter auf Deutsch
und Engl isch in der Innenstadt
vertei lt (siehe weiter unten) und
eine Rhythms of Resistance / pol iti -
sche Samba-Gruppe spielte. Die
RoR-Gruppe hat viel Aufmerksam-
keit auf die Aktion gelenkt und da-
bei Slogans gerufen wie: „Gegen
das deutsche Abschieberegime“
und „Auch die Linken bringen Men-
schen um, jeden Tag durch
Abschiebung“.

16:30 Uhr haben wir im besetzten
Büro eine Info-Veranstaltung durch-
geführt. Es wurden Infos über die
betei l igten Apparate und die Ab-
schiebungen der letzten Monate
durchgegeben, Leute haben von
ihren persönl ichen Erfahrungen und
ihre Mitbetroffenheit gesprochen
und wir haben über antirassistische
Praxis und die Rol le und Mitschuld
der Linkspartei gesprochen. Wir al le
stehen vor der Frage, wie wir unsere
Ohnmacht angesichts der überwäl-
tigenden Entwicklung (z.B. Sonder-
Abschiebelager für Roma und Rom-
nja in Bayern, die Verschleppung
unserer Freund_innen) kol lektiv
überwinden können.

Nachdem wir die Info-Veranstaltung
beendet hatten, verl ießen wir das
Büro geschlossen und zogen als
Spontan-Demo über die Johannis-
Straße.

Es kamen schon zu Beginn der Be-
setzung relativ schnel l Bul len (ver-
mutl ich vom Makler-Büro auf dem-
selben Hausflur oder der Hausver-
waltung gerufen) und Leute vom

ZEVD, dem Zentralen Ermittlungs-
und Vol lzugsdienst der Stadtver-
waltung (sehen aus wie Securities
und werden vom Ordnungsamt bei
Ruhestörungen etc. geschickt). Die
Bul len führten während der Aktion
Personal ienkontrol len im Umfeld
des Büros durch, klauten das „Ab-
schiebungen Stoppen“-Transpi , kon-
trol l ierten und fi lmten die Rhythms
of Resistance-Gruppe nach der
Aktion und stoppten und fi lmten die
Spontandemonstration und lösten
sie mit 4 Wannen vol ler Bul len auf.

Durch die Aktion haben wir die
Stadt informiert, Aufmerksamkeit
erregt, einige hitzige Debatten an-
gestoßen und Leute dazu gezwung-
en, endl ich klar Position zu bezie-
hen. Letzten Endes war es natürl ich
bloß eine symbol ische Aktion. Wo-
rauf es ankommt, ist der al ltägl iche
gemeinsame Organisierungsprozess
von Migrant_innen und Unterstütz-
er_innen. Abschiebungen können
nur von einer selbstorganisierten
und rebel l ischen Community der
Migrant_innen verhindert werden
und diese Community müssen wir
unterstützen, indem wir die Isola-
tion in den Lagern aufbrechen, die
Menschen kennen lernen und den
gemeinsamen Widerstand organi-
sieren.

Wir dokumentieren hier noch einmal
das Flugblatt auf Deutsch und Eng-
l isch, das in der Stadt vertei lt wur-
de.
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Abschließende Gedanken zur
Siegerjustiz-Debatte um und

mit der Roten Hilfe
vom ABC Jena

Im letzten halben Jahr wir die De-
batte um die Ausgabe der Rote
Hi lfe Zeitung zum Thema „Sieger-
justiz“ mitverfolgt und uns zumin-
dest in Gesprächen in unserem
Umfeld daran betei l igt. Jetzt ist die
Folgeausgabe mit klarem pol iti -
schen Statement seitens der Roten
Hi lfe raus und wir wol len dazu ein
paar abschl ießende Gedanken
festhalten.

Der RHZ-Schwerpunkt und die
(fehlende) Debatte

Ende 2016 brachte die Rote Hi lfe
Zeitung (RHZ) den Themenschwer-
punkt „Siegerjustiz – Verfolgung
und Delegitimierung eines sozia-
l istischen Versuchs seit 1990“ raus,
d.h. zur Verfolgung von DDR-Loya-
len und anderen Ostdeutschen
durch die BRD- Justiz nach 1990.
Darin wird die DDR als „ein sozial is-
tischer Versuch“ (Titel ) und „Tei l
unserer Geschichte, unserer Kämp-
fe um eine freie Gesel lschaft“ (S.
25) beworben. In vielen Nebensät-
zen und Untertönen wird das Bi ld
der DDR als eines letztendl ich zwar
gescheiterten, aber prinzipiel l zu
unterstützenden sozial istischen
Staates beschworen. Weder gibt es
also auch bloß Ansätze einer Ana-
lyse der Herrschafts- und Ausbeu-
tungsverhältnisse in der

staatskapital istischen Diktatur DDR,
noch wird die Verfolgung zahlrei-
cher Freiheitsbewegungen durch
den DDR-Staat erwähnt. Statt-
dessen kommen die Menschen-
schinder zu Wort: Es wird eine drei-
seitige Rede des Staatsführers Erich
Honecker unkommentiert abge-
druckt und zwei ehemal igen Stasi-
Obersten Raum gegeben. Die zwei
Autoren Klaus Eichner und Karl
Rehbaum waren im Auslandsnach-
richtendienst der DDR „Hauptver-
waltung Aufklärung“ (HVA) des MfS
tätig.

Und um dem Ganzen noch eins
draufzusetzen, heißt es gleich zu
Beginn des Leitartikels (S. 24): „Es
begann eine regelrechte Hexenjagd
auf ungezählte Menschen, die in
der DDR lebten, für sie arbeiteten,
an ihrem Aufbau oder ihrem Schutz
betei l igt waren. Und sie hält bis
heute an. Minister_innen, Offiziere,
Werksleiter_innen, Lehrer_innen,
kleine und kleinste Funktionär_in-
nen, einfache Mitgl ieder vor al lem
der Sozial istischen Einheitspartei
Deutschlands (SED), Entschei-
dungstragende, Ausführende und
Unbetei l igte wurden und werden
juristisch, medial , d iskursorisch,
aber auch beispielsweise berufs-
oder rentenrechtl ich diffamiert,
ausgegrenzt, gehetzt, angeklagt
und manchmal auch verurtei lt. “
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veröffentlicht am 1 . März 2017 auf
https://gefangenensolijena.noblogs.org/post/2017/03/01 /wie-die-linkspartei-

sich-hinter-paragraphen-versteckt-und-die-sozialen-bewegungen-am-
ausgestreckten-arm-verhungern-lasst/

kämpfen! Al le, die uns dabei unter-
stützen möchten, sind aufgerufen,
mit selbstorganisiert und uns
gemeinsam zu kämpfen!
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[Deutsch]

Wir haben soeben das Parteibüro
der Linkspartei besetzt, um gegen
die anhaltenden Massenabschie-
bungen von Migrant_innen aus
Thüringen zu protestieren!

In regelmäßigen Abständen ver-
schleppen deutsche Pol izisten
Menschen aus ihren Wohnungen
oder aus den Lagern und Heimen,
in denen sie festgehalten werden,
stecken sie in Busse und bringen
sie zum Leipziger Flughafen, von
wo aus sie per Flugzeug deportiert
werden. In jeder deutschen Stadt
gibt es diese Lager und Heime,
auch in Jena. Diese Verbrechen
finden in unserer nächsten Nähe,
unter unseren Augen statt! Die
letzte Abschiebung aus Thüringen
wurde am 21. Apri l 2016 durchge-
führt. 35 Menschen wurden in den
Kosovo abgeschoben.

Wir haben heute aus zwei Gründen
das Büro der Linkspartei besetzt.
Erstens verwalten die Linken unter
Ramelow seit 2014 den Thüringer
Staat. Die Massenabschiebungen
von Migrant_innen, die Repression
in den Knästen, die Pol izeigewalt
gegen antifaschistische Proteste
finden unter ihrer Regierung statt.
Die Nazis brül len „Ausländer raus“
und die Linkspartei setzt das um.
Dafür haben sie die pol itische Ver-
antwortung zu tragen. Zweitens
behaupten viele Linkspartei-Mit-
gl ieder immer noch, sie seien Tei l
einer antirassistischen Partei und
„setzten sich für die Flüchtl inge

ein“. Sie haben die Dreistigkeit, am
20. Apri l mit Refugees-Welcome-
Postern auf die Straße zu gehen
und wortwörtl ich am nächsten Tag
abschieben zu lassen. Hier müssen
wir einen klaren Trennstrich ziehen
und sagen: Nur wer sich aktiv
gegen die Abschiebung al ler
Migrant_innen einsetzt, kann Tei l
einer antirassistischen Bewegung
sein.

In einer Zeit, in der Deutschland
wieder Lager baut, um Roma,
Romnja und andere Migrant_innen
dort einzusperren, in einer Zeit, in
der l inke Parteien Massenabschie-
bungen durchführen lassen, erklä-
ren wir unsere ungebrochene Sol i -
darität mit al len Migrant_innen! Wir
stel len uns auf ihre Seite, gegen
diesen Staat und gegen seine l inke
Regierung.

Und wir fordern nichts weniger als
die Schl ießung al ler Lager und ein
sofortiges Ende al ler Abschiebung-
en! Bis das nicht passiert, rechnet
mit unserem Widerstand!

Kommt al le um 16:30 Uhr ins be-
setzte Linkspartei-Büro zu unserer
Infoveranstaltung! Wir wol len über
die Abschiebemaschinerie und die
Kämpfe der Migrant_innen gegen
die deutsche Deportationskultur
infor​mieren und diskutieren.

veröffentlicht am 11 . Mai 2016 unter
https://linksunten. indymedia.org/de/node/178706
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Warum ich kein
Freund der IL bin

von Kevin

Die Interventionistische Linke (IL) ist
eine der dominierenden Strömungen der
deutschen (radikalen) Linken. Auch in
Jena ist sie Thema: Die Jeaner
Undogmatische Radikale Initiative (JURI)
war bis 2014 IL-Mitgl ied, Leute von hier
haben an großen IL-Kampagenen tei l -
genommen (Castor Schottern 2010,
Blockupy 2012-2014, Ende Gelände 205
untd 2016), sind zu ihren Gipfeln
gefahren (Antifa in der Krise 2014,
Strategiekonferenz 2016), IL-Mitgl ieder
sind zum Studium nach Jena gezogen,
ganz um die Ecke, in Leipzig, gibt es
eine aktive IL-Gruppe.

Kurze Geschichte der IL
Die Interventionistische Linke ist ein
Zusammenschluss „postautonomer“
Gruppen, d.h. von Gruppen, die sich oft
aus der historischen (80er Jahre) oder
aktuel len autonomen Szene heraus-
entwickelt haben und sich kritisch von
ihr abgrenzen. Sie ist im Kontext der
Alterglobal isierungsbewegung entstan-
den, deren Hauptpraxis darin bestand,
zu großen zwischenstaatl ichen Gipfel-
treffen Gegenproteste zu organisieren.
Nach dem Kölner Anti-G8-Gipfel von
1999 kam es zu jährl ichen „Beratungs-
treffen“ (die erste Phase), in deren
Verlauf sich die Gruppen fanden, die
2004 eine größere Aktionskonferenz
organisieren. Hier wurde entschieden,
zum Jahreswechsel 2004-2005 die
Interventionistische Linke zu gründen
(zweite Phase) und zu den Protesten
gegen den G8-Gipfel von Rostock-
Hei l igendamm 2007 zu mobi l isieren. Die
Gruppen, die sich darin wiederfanden,
waren zu dem Zeitpunkt zieml ich
heterogen und verschieden. Seitdem
hat sich die IL von Konferenz zu Kon-
ferenz und von Großkampagne zu Groß-
kampagne gehangelt und stark zentra-
l isiert. Im Zwischenstandspapier von
2014 wird die IL von einem Bündnis zu

einer Organisation (dritte Phase), a l le
Gruppen müssen den gleichen Namen
annehmen, Hauptmitgl iedschaft al ler
Betei l igten muss die IL sein.

Ich wi l l im folgenden ein paar meiner
Kritikpunkte an der IL erklären. Sie
beziehen sich vor al lem auf die Dinge,
die das bundesweite IL-Projekt von an-
deren unterscheiden. Das kann bei den
jewei l igen Ortsgruppen sicher unter-
schiedl ich aussehen und das können
Einzelmitgl ieder sicher anders sehen. Es
geht mir nicht darum, die niederzu-
machen, sondern im Kontext laufender
Diskussionen über die IL eine kritische
Gegenperspektive auf das Gesamtpro-
jekt stark zu machen.

1. Strukturelle Verflechtung mit
den Staatsapparaten
Die IL ist über Doppelmitgl iedschaften,
enge Beziehungen, Bündnisse und
Entrismus (1) strukturel l mit den ver-
schiedensten Staatsapparaten ver-
flochten – der Linkspartei , den l inken
Stiftungen, gewissen NGOs, korpora-
tistischen Gewerkschaften etc. Viele IL-
ler_innen haben in solchen Apparaten
großartige Karrieren hingelegt. Es ist
kein Geheimnis, dass sich Einige in
Thüringen bei der Regierungsl inken
haben anstel len lassen und auf Podien
l ieber über die großartigen Errungen-
schaften der Linkspartei und des „roten
Thüringen“ sprechen als über die
Massenabschiebungen, die Repression
im Knast, die Bul lenrepression usw. usf.
Siehe die Strategiekonferenz der IL vom
Apri l 2016. Das wird auch ideologisch
und programmatisch gerechtfertigt. Mit
Gramsci und Poulantzas können IL-Leute
einem_r ganz tol l erklären, warum das
eine revolutionäre Strategie ist: „den
herrschenden Diskurs verschieben“, „die
Widersprüche in den Apparaten aus-
nutzen“. . . Die IL sagt so ganz offen, dass
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rhin wurden knapp 50 Seiten
Rechtstexte angehangen.

Um es kurz zu machen: Wir haben
das eingefordert, was die Links-
partei versprochen hat, näml ich die
Gewerkschaftsfreiheit hinter
Gittern. Im Gegensatz zu der Forde-
rung nach Mindestlohn oder Sozial -
versicherung ziehen Mitgl iederver-
sammlungen und freier Postverkehr
keinerlei Kosten nach sich, ein klei-
ner Verwaltungsakt würde reichen.
(Mal ganz abgesehen davon, dass
auch die Mindestentlohnung und
soziale Absicherung von ca. 1700
Häftl ingen in Thüringen definitiv im
Bereich des Mögl ichen ist) . Doch
nicht einmal das bekommt die
Linkspartei hin. Stattdessen ver-
steckt gerade sie, die als Regie-
rungspartei Thüringens die Gesetze
ändern könnte – denn der Strafvol l -
zug ist Ländersache! – sich hinter
den Gesetzen. Mal ganz abgesehen
davon, dass die Thüringer Linke so
ihren eigenen Bundesbeschluss
missachtet und bricht, zeigt sie so,
wie „bewegungsnah“ sie tatsächl ich
ist.

Aus der ganzen Affäre konnten wir
noch etwas über die Linkspartei ler-
nen. Die ältere Funktionärsriege,
mit der wir Kontakt hatten, sind alte
Apparatschiks aus der DDR- Justiz
und -Pol izei und setzten ihre Karrie-
ren nach der Wende fort. MdL Rai-
ner Kräuter war ab 1984 Leutnant
der Volkspol izei , verbl ieb bis 2014
im Pol izeidienst und ist bis heute
Aktivist der Gewerkschaft der
Pol izei (GdP). MdL Iris Martin-Gehl
war von 1984 bis 1986 Richterin am
Kreisgericht Leipzig und von 2000
bis 2015 Mitgl ied des Thüringischen
Verfassungsgerichts. Sie gehörten
und gehören also genau den Appa-

raten an, die damals wie heute die
Zwangsarbeit der Gefangenen mit-
zuverantworten haben. Die nach-
kommende jüngere Riege besteht
aus Parteikarrieristen, die in den
Jugendstrukturen der Linkspartei
hochgezogen wurden, oder arbeits-
losen bzw. prekären Sozialwis-
senschaftlern. Der Wahlkreismitar-
beiter von Rainer Kräuter, Johannes
Häfke war jahrelanges Mitgl ied von
Sol id, während der wissenschaft-
l iche Mitarbeiter Jens Schley von
Beruf freier Historiker ist.

Weder die einen noch die anderen
Opportunist_innen haben uns als
Gefangenen-Gewerkschaft ernst-
haft und ehrl ich unterstützt. Sie
reagieren auf unsere Forderungen
durch Verweise auf Länder- und
Bundesgesetze – sie „tun nur ihre
Pfl icht“ oder „führen Gesetzesbe-
fehle aus“, scheinen sie so sagen zu
wol len – und wol len uns so ruhig-
stel len. Das ist im Grunde keine
Überraschung, sondern verweist auf
die Rol le, die al le Parteien erfül len:
die staatl ich-bürokratische Ver-
waltung der gesel lschaftl ichen
Konfl ikte, nicht ihre sol idarische
Unterstützung. Während man sich
in der Opposition noch als Bewe-
gungspartei aufspielen kann, ist
man als Regierungspartei offen-
sichtl ich dazu gezwungen, sich
Staatsräson und patriotische Stand-
ortlogik zu eigen zu machen und
das schl ießt die Entrechtung und
Ausbeutung in Gefängnissen
zwecks al lgemeiner Unterwande-
rung der Sozialstandards und
Arbeitsbedingungen ein. Wir aber
lassen das mit uns nicht machen
und werden weiter für die Würde
und Rechte der Zwangsarbei-
ter_innen in den thüringischen und
bundesdeutschen Haftanstalten
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Wie die Linkspartei sich
hinter Paragraphen versteckt
und die sozialen Bewegungen
am ausgestreckten Arm
verhungern lässt…

Nach dem offenen Brief der Gefangenen-Gewerkschaft an die Thüringer
Linkspartei - von der GG/BO-Sol igruppe Jena

Am 12. Dezember 2016 veröf-
fentl ichten wir unseren offenen
Brief an Dr. Iris Martin-Gehl , d ie
justizpol itische Sprecherin der
Linkspartei-Fraktion, d.h. der thü-
ringischen Regierungspartei . Darin
forderten wir ein Ende der Post-
zensur und die Mögl ichkeit zu
gefangenengewerkschaftl ichen
Versammlungen in den JVAs.
Schl ießl ich hat die Linkspartei
einen Bundesbeschluss vom letzten
Herbst, in dem sie sich zur Unter-
stützung der Forderungen der
Gefangenen-Gewerkschaft auf
al len (! ) Ebenen verpfl ichtet. Darin
heißt es unter der Überschrift
„Gewerkschaftsfreie Zonen
abschaffen – Unmündigkeit
überwinden! “: „Die Partei DIE
LINKE erklärt sich sol idarisch mit
der GG/BO und unterstützt ihre
Bestrebungen auf vol le Gewerk-
schaftsanerkennung.“

Der Brief wurde zunächst ignoriert.
Erst nach einer Presseanfrage des
Journal isten Peter Nowak sah sich
Frau Martin-Gehl offenbar genötigt,
der Presse und uns eine Antwort zu
zukommen zu lassen. Der entspre-
chende Artikel ist hier nachzulesen.
Die Antwort wurde vom Wissen-

schaftl ichen Mitarbeiter Jens Schley
verfasst. Er verweist darin zunächst
auf ein Schreiben des Linkspartei-
MdL Rainer Kräuter, auf das wir
weiter unten eingehen werden. Im
Folgenden kontert er unsere pol i -
tischen Forderungen mit Verweisen
auf das geltende Recht und Bun-
desgesetze und mit der mehrfa-
chen Feststel lung, dass die Situa-
tion innerhalb der Linkspartei dis-
kutiert werde und es da „hetero-
gene Standpunkte“ gäbe. Weiterhin
meint er, eine Gefangenen-Ge-
werkschaft sei im Gesetz nicht vor-
gesehen, stattdessen gäbe es die
Gefangenenmitverantwortung
(GMV). In Reaktion auf unsere For-
derung nach Taten verspricht er
einen weiteren „Diskussionspro-
zess“.

Das oben erwähnte Schreiben von
MdL Rainer Kräuter hatte sein
Wahlkreismitarbeiter Johannes
Häfke vor einem Jahr, am 25. Fe-
bruar 2016, dem damal igen GG-
Sprecher in der JVA Untermaßfeld,
David Hahn, zukommen lassen.
Auch hier werden Fragen in Bezug
auf die Lage der inhaftierten Arbei-
ter_innen al lein mit Verweisen auf
die Rechtslage beantwortet. Weite-
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sie Bindegl ied zwischen Staat/Regie-
rung/Partei und Bewegung sein und
eine große Mosaikl inke einen wi l l .
Dadurch verwischen sie Konfl iktl inien
zwischen Antiautoritären und
Staatsl inken und zwischen der
Bewegung und dem Staat, deeskal ieren
den Kampf gegen die staatl ich-
bürokratische Verwaltung unserer
Leben und unserer Kämpfe,
unterwandern die Autonomie der
Bewegung und tragen zu ihrer dauer-
haften Wiedereinbindung und Domesti-
zierung bei . Um etwaigen Vorwürfen
vorzubeugen. Ja, der Staat ist ein sozial -
es Verhältnis und nicht nur die Re-
gierung. Und ja, es gibt kein außerhalb
des Staats und wir stecken al le mit drin.
Aber diese Erkenntnis darf nicht zu
einer „Anything goes“-Mental ität füh-
ren. Als Tei l des gesel lschaftl ichen
Verhältnisses Staat gegen diesen
kämpfen, heißt dann, sowohl diese Ver-
strickung zu reflektieren und neue
Beziehungen zueinander aufzubauen,
die nicht staatl ich vermittelt sind, als
auch sich der Einbindung in die Staats-
apparate zu verweigern.

2. Kampagnen auf der zentralen
politischen Bühne
Ziel der IL ist es, eine vom pol itischen
Establ ishment und den Medien aner-
kannte und respektierte pol itische Kraft
zu werden. Deswegen setzt sie auf
Pressearbeit (Zusammenarbeit mit den
bürgerl ichen Medien) und große me-
dienwirksame Kampagnen. Die bekan-
ntesten Großkampagnen sind bundes-
weit, aber tei lweise werden auch lokale
Projekte nach dem Kampagnen-Model l
gestaltet. Darüber wird eine soziale
Bewegung simul iert, die es so in den
Vierteln, am Arbeitsplatz, in den
sozialen Kämpfen (sprich: in unserer
al ltägl ichen Lebenswirkl ichkeit) nicht
gibt. Der Effekt: Wir toben uns ein paar
Mal im Jahr bei Großkampagnen aus
und machen uns so vor, wir seien eine
schlagkräftige Bewegung. Das hi lft
weder den bereits laufenden lokalen
Kämpfen, noch kommen wir dazu, in
der Al ltagserfahrung der Menschen um
uns herum präsent zu sein, lokal ver-
ankerte Strukturen aufzubauen und
gemeinsam mit ihnen neue Kämpfe

anzustoßen (z.B. eine autonome Stu-
dierendenbewegung, ein Bündnis
prekärer Mini jobber_innen, Mieter_in-
nenproteste, . . . ) . Und wovor fürchtet
sich das Kapital wohl eher – vor einer
Großdemo mit bunten Regenschirmen
oder vor Menschen, die in al l ihren
Lebensbereichen (auf Arbeit, a ls
Mieter_innen, im Heim etc. ) gemeinsam
dickköpfig Tag für Tag für ihre Interes-
sen und Bedürfnisse kämpfen?

3. Taktieren
In der IL ist die Idee sehr weit
verbreitet, „strategisch“ auf ein
gewissen Endziel hinzuarbeiten. Diese
„Strategie“ wird oft zum Vorwand für
taktische Manöver, die den radikalen
Anspruch der IL selbst ad absurdum
führen. Zum Beispiel : Die IL wi l l „an die
Massen ran“, wi l l viele Leute organi-
sieren. Welche Taktiken werden dafür
angewandt? Die Leugnung der eigenen
pol itischen Identität, die Entradi-
kal isierung des Bewegungsdiskurses,
Al l ianzen mit Tei len der Herrschafts-
apparate (Linkspartei , NGOs), die
Wiedereinführung eines pazifistischen
„Konsens“ in die Auseinanderset-
zungen. Das war zuletzt gut bei der
Leipziger Kampagne für ein Social
Center for Al l (SC4A) zu sehen. Text und
Mobi bl ieben al le ganz brav, die
Aktionen rein symbol isch, am Ende
wurde dem Oberbürgermeister sogar
ein Kuchen zu seinem Geburtstag ge-
backen. Kein Wunder, dass viele
Anarchos und Antifas im Verlauf frus-
triert abgesprungen sind. Auf diese Art
und Weise lassen sich sicher einige
Dinge erreichen. Das Ergebnis ist dann
aber bereits domestiziert und ein-
gebunden.

4. Bürokratismus
Keine Organisation ist vor ihrer eigenen
Bürokratisierung gefeit. In der FAU ist
das z.B. eine ganz starke Tendenz. Aber
die IL ist da ein Musterbeispiel . Es gibt
tausend Kongresse, Delegiertentreffen,
Abstimmverfahren, Boards, Kader etc.
Wo l iegt das Problem? Über die Büro-
kratisierung hält eine staatl iche Logik
Einzug in die Bewegung, die Logik der
Bevölkerungsverwaltung und des Funk-
tionärs. Dann zählen nicht mehr die
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Beziehungen, die wir untereinander
aufbauen, sondern dann zählen Zahlen
und technische Verfahren, dann werden
wir selbst zu Zahlen und müssen in
diesen Verfahren bestehen. Zweitens
bi ldet sich ein bürokratischer Apparat
heraus, der über kurz oder lang eigene
Interessen entwickelt. Sein Hauptinte-
resse: der Selbsterhalt. Wenn man
einmal wie die IL so straffe über-
regionale bürokratische Strukturen auf-
gebaut hat, werden diese ganz logisch
weitere überregionale Kampagnen und
Events (siehe Punkt 2) anstoßen, um
ihre eigene Existenz zu rechtfertigen.
Und drittens frisst dieser Apparat mas-
sig Ressourcen der jewei l igen Gruppe,
die in den lokalen Auseinander-
setzungen dann fehlen. Klar braucht es
überregionale und internationale Ver-
netzung. Aber nicht, um ein bundes-
weites Corporate Design bekannt zu
machen (IL), sondern damit die, die bei
sich vor Ort Bewegungsstrukturen auf-
bauen und aufrecht erhalten und sich in
Kämpfe und Auseinandersetzungen
einbringen, untereinander austauschen,

voneinander lernen und gegebenenfal ls
gegenseitig unterstützen. Und dafür
reicht eine lose Vernetzung.

5. Organisationspatriotismus
Mit Organisationspatriotismus meine ich
zum einen das mit dem Zwischen-
standspapier etabl ierte Prinzip, dass
wenn du in der IL bist, sie deine
Hauptorganisation zu sein hat. Klar
darfst du in anderen Gruppen mit-
machen, aber letzten Endes hast du
dich mit der IL zu identifizieren und den
größten Tei l deiner Arbeit bei ihr
reinzustecken. Ob dieses Prinzip
(bisher) durchgesetzt wird, kann ich
nicht sagen. Zweitens meine ich damit
eine Einstel lung, die ich sicher auch von
Leuten z.B. von der FAU kenne, die mir
aber oft bei IL-Leuten aufstößt. Ich habe
manchmal den Eindruck, dass sie sich
in die Kämpfe auf eine Art einbringen,
die in erster Linie darauf zielt, d ie
eigene Organisation bekannter zu
machen und mögl ichst viele Leute für
sie zu rekrutieren. Ich glaube, die
Motivation für einige Projekte besteht

Nach monatelangen Vorbereitungen gab es 2013 eine zweite symbol ische Großdemo unter
dem Namen Blockupy in Frankfurt/Main. Dabei kam die IL auf eine großartige Idee: "Let's
choose Communism" - natürl ich ohne weitere Beschreibung. Da haben die Genoss_innen ja ein
ganz neues und historisch vol lkommen unschuldiges Konzept gefunden. Meinen sie, es merkt
keiner, nur wei l 's in Engl isch ist?

14

an jene vertei len, denen nicht nur
pol itisch überal l Raum genommen
wird, sondern deren physische Prä-
senz auch permanent mit rassis-
tischen Kontrol len und Abschiebun-
gen bekämpft wird.

Antirassismus ist keine Stan-
dortkampagne – Emanzipation
und Selbstorganisation sind be-
wusste, solidarische Antworten

veröffentlicht am 17. Januar 2017 auf
http://sabotnik.blogsport.de/2017/01 /17/erklaerung-zum-oeffentlichen-

heraustrennen-von-logos-aus-einem-refugees-welcome-banner/
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tischem Habitus sol ltet ihr euch
zual lererst einmal dazu verhalten,
dass eure GdP es war, die rund
600.000€ Straf-, Prozess- und An-
waltskosten des Dessauer
Dienstgruppenführers komplett
trug, der wegen seiner
Mitverantwortung für den Feuertod
Oury Jal lohs am 7.1.2005 in einer
Pol izeizel le verurtei lt wurde. Und
für eure Verflechtungen mit der
Sozialdemokratie bzw. Wortführern
wie einem Denny Möl ler: Euer
Oberbürgermeister Bausewein
hatte schon kein Problem damit,
das besetzte Haus mi l i tärisch
räumen zu lassen und danach den
dort autonom und gegen den
Widerstand der Täter*innen
schützenden Erfurter Geschichts-
schreibung errichteten Gedenkort
Topf&Söhne für eine Imagekampag-
ne der Stadt zu vereinnahmen. Er
machte sich auch konsequenter-
weise in einem offenen Brief vom
26.8.2015, die Forderungen des
pogromfreudigen Volksmobs zu
eigen, indem er mit direktem Bezug
zu Heidenau forderte, Kinder von
Geflüchteten aus Erfurter Schulen
zu nehmen und schnel ler abzu-
schieben. Umgesetzt wurde dies
tatsächl ich auch in Erfurt schon
lange vorher, u.a. im Apri l 2014, als
Riana und Elmedina vormittags von
der Pol izei aus dem Unterricht
heraus verschleppt und mit ihrer
zeitgleich verhafteten Mutter Elvira
abgeschoben wurden. Ohne jeg-
l iche Vorankündigung und am Inter-
nationalen Tag der Roma.

Wo war zu al l d iesen Ereignissen
der Skandal für euch? Hat das ir-
gendeine Konsequenz für al l d ie,
die in der Landespol izei inspektion,
im Rathaus oder Landtag ebenso
ein- und ausgehen wie im Fi l ler?

Oder kommt ihr nur nicht dazu, wei l
ihr abgeschnittenen Kunststoff-
fetzen hinterherjagt?

Was ihr als
Gewerkschaftsjugend tun
könntet

Hört den Geflüchteten zu, lernt aus
ihren Kämpfen und von ihrer Sol i -
darität. Selbstorganisation ist keine
Alternativlosigkeit der armen nicht-
Partei-/Gewerkschaftsmitgl ieder,
sondern eine bewusste Entschei-
dung, Kämpfe für al le und mit al len
zu führen. Ihr könntet weiterhin die
Pol izeigewerkschaft unmittelbar aus
euren Räumen und Zusammen-
hängen schmeißen. Jeder soziale
Kampf wird, sobald er relevant
genug aufgestel lt ist, mithi l fe der
Pol izei niedergeknüppelt. Und auch
unabhängig von dieser grundsätz-
l ichen, offensichtl ichen Erkenntnis
l iefert die GdP im Besonderen
tagtägl ich neue gute Gründe. Ihr
proklamiert zum 1. Mai «Wir sind
nicht Volk, wir sind Klasse»? Dann
geht auch den Schritt weiter und
hört auf jene zu sein, die entweder
den Kopf hinhalten oder bei der
ersten Gelegenheit aufsteigen um
nach unten zu treten. Darüber
hinaus könntet ihr al le Kassen,
Fördertöpfe und Materialbestände,
die euch zur Verfügung stehen,
gnadenlos plündern und zusammen
mit eurem Wissen über pol itische
Herrschaftsstrukturen und Ein-
zelfunktionär*innen, über Öffent-
l ichkeitsarbeit oder über Recht-
l iches in den Dienst selbstorgani-
sierter Bewegungen (und damit
euch selber) stel len. U.a. Roma
Thüringen bietet sich für sowas
schon seit Jahren an. Den Schlüssel
fürs Fi l ler sol ltet ihr im selben Zuge
mehrfach nachmachen lassen und
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(1) Entrismus bezeichnet die ursprünl ich von Trotzkisten ab den 1920ern angewandte
Strategie, in reformistische Organisationen reinzugehen, um in diesen zu wirken, zu
rekrutieren, um sich vor Repression zu schützen und um eventuel l sogar den Gesamtkurs
dieser Organisationen zu beeinflussen.

tei lweise nicht so sehr in deren
Mehrwert, sondern in der Werbung und
Rekrutation für die Organisation. Ich
finde, das kann sehr schnel l in ganz
klassische Vorfeld-Pol itik umschlagen.

6. Klassenkampf
Die IL ist ein super Beispiel für den
Mainstream der postautonomen Linken,
die Anfang der 90er eine Selbstkritik
am patriarchalen, kolonialen und öko-
nomistischen Klassen-Konzept der Zeit
geübt haben, um den Klassenkampf
anschl ießend vol lends zu entsorgen.
Der Antikapital ismus der IL ist dann
meistens eine hohle Phrase (Let's fight
capital ism! ), aber keine Al ltagspraxis.
Welche Al ltagspraxis? Z.B. Selbstorgani-
sierung als Arbeiter_innen in basisge-
werkschaftl ichen Strukturen, das Führen
von eigenen Arbeitskämpfen in der
eigenen Lebenswirkl ichkeit, eine
Verweigerung der Einbindung durch die
Apparate, die uns als Arbeiter_innen
mitverwalten. Das sol l nicht heißen,
dass Arbeitskampf DAS Kampffeld ist,
aber doch zumindest EIN Kampffeld.
Stattdessen wird oft Stel lvertreter- oder
Unterstützer_innen-Pol itik gemacht. Für
Geflüchtete, für die Mieter_innen und
andere. Es ist wichtig, die Kämpfe
Anderer zu unterstützen, aber ich den-
ke, wir können erst dann verlässl iche
Verbündete sein, wenn wir unsere ei-
genen Erfahrungen im Kampf gegen die
Verhältnisse gemacht haben, die genau
uns betreffen. Denn dann läuft die
Zusammenarbeit nicht mehr auf die
Unterstützung der Einen durch die
Anderen heraus, sondern auf einen
gemeinsamen Kampf und die gegen-
seitige Unterstützung von Leuten, die
al le auch ihre eigenen Kämpfe führen.

Und nun?
Für die IL ist Pol itik Machtpol itik. Es geht
darum, durch Beziehungen und Kontak-
te zu den richtigen Leuten, durch die
Besetzung von Machtpositionen, durch
die Präsenz in der Berichterstattung der
Medien, durch die Mobi l isierung vieler
Leute Einflusshebelchen zu bedienen
und so „Brüche zu erzeugen“, die am
nächsten Tag schon wieder verpufft
sind. Aber es sind die Beziehungen, die
wir in unserem Al ltag und bei uns vor
Ort untereinander und zu anderen Men-
schen aufbauen, in denen das revo-
lutionäre Potenzial steckt. Beziehungen
der Sol idarität, der gegenseitigen Hi lfe,
des Vertrauens und des gemeinsamen
Kampfes, die wir sowohl in pol itischen
Gruppen (basierend auf einer gemein-
samen pol itischen Identität) als auch in
konkreten Initiativen (basierend auf der
gemeinsamen gesel lschaftl ichen Lage
im sozialen Krieg) entwickeln können
und sol lten. Und diese Beziehungen, die
autonomen Strukturen und Kämpfe, die
aus ihnen resultieren, lassen sich nicht
durch eine strategisch geplante über-
regionale Kampagne und tol le Mobi l i -
sierung erreichen, sondern nur durch
die jahrelange Aktivität von uns in den
gesel lschaftl ichen Bereichen und
Verhältnissen, in der gesel lschaftl ichen
Lage, in denen wir selbst mitdrinstecken
– in unserem Stadttei l oder Dorf, an un-
serer Schule oder Uni , an unserem Ar-
beitsplatz, als Frauengruppe, Arbei-
ter_innen-Intiative oder migrantische
Gruppe etc. Und mit dieser Ansicht
stehen wir als Anarchist_innen gar nicht
al leine da. Diese Ansicht wird tei lweise
noch viel stärker als von uns von
radikalen Feminist_innen oder von
selbstorganisierten Migrant_innen ver-
treten.

Anarcho Infoblatt Jena #4, Juni 2016

15



Ballstädt-Verfahren: Tatort im
Landgericht? Antifas im
Zuschauer*innenmodus

von einem Genossen

Seitdem im Erfurter Landgericht 15
Nazis wegen eines Überfal ls auf die
Kirmesgesel lschaft von Bal lstädt nahe
Gotha auf der Anklagebank sitzen,
verfolgen Presse, Beratungsstel len,
aber auch l inke Aktivist*innen und
Antifaschist*innen den Prozess mit
Interesse. Es gibt bereits eine
regelrechte Gerichts-Routine, in der
sich Letztgenannte ebenso gut ein-
gerichtet zu haben scheinen wie die
angeklagten Nazis. Nachdem u.a. in
den Ausgaben #101 und #122 der
Lirabel le der „Unterhaltungswert“ des
Prozesses thematisiert und nützl iche
Aspekte der Verhandlung für antifa-
schistische Recherche benannt wurden,
sol len hiermit einige Deutungen des
Bal lstädt-Spektakels und ohnmächtig
zuschauender Antifaschist*innen kri-
tisch betrachtet werden.

Der Überfall
Den 15 angeklagten Thüringer Nazis
wird schwerer Landfriedensbruch,
gefährl iche Körperverletzung und Raub
vorgeworfen. Dem vorangegangen war
ein Überfal l auf eine Feier der Kirmes-
gesel lschaft von Bal lstädt, einem Dorf
nahe Gotha, bei dem im Februar 2014
der Saal verwüstet und mehrere
Menschen zum Tei l schwer verletzt
wurden. Die Nazis vermuteten unter
den Feiernden Mitgl ieder des örtl ichen
Bürger*innenbündnisses Bal lstädter
Al l ianz gegen Rechts. Dass trotz der
vermummten TäterInnen3 überhaupt so
viele Verdächtige ermittelt wurden,
l iegt am di lettantischen Vorgehen der
Nazis, die sich per Handy verabredeten,
bei der Anfahrt bl itzen l ießen und es
unterl ießen, Beweismittel aus ihrem
„gelben Haus“ verschwinden zu

lassen.4 Zum Anderen l iegt es an der
fehlenden kameradschaftl ichen Sol ida-
rität, da u.a. Thomas Wagner und Tim
Heerlein Aussagen gegenüber der KriPo
und der Staatsanwaltschaft machten.

Die gleichmachende Routine im
Landgericht
Nach einem halben Jahr Hauptverhand-
lung herrscht eine unheiml iche Routine
im Landgericht; Die Abläufe sind
eingeübt: Der antifaschistische Tei l der
Zuschauer*innen stel lt sich meist eine
halbe Stunde vor Eintreffen der Nazis
an der BFE-Kontrol lstel le an, lässt Ad-
ressen notieren, Ausweise einkassieren,
sich von mind. zwei Beamt*innen die
Hände an die Wand drücken, die Beine
auseinander ziehen und derart fixiert
einer äußerst unangenehmen Leibes-
visitation unterziehen, die das Abtasten
von Intimbereichen miteinschl ießt. In
den Verhandlungspausen verlassen
geordnet erst die Nazis samt Verteidi -
ger*innen den Saal , dann die Besu-
cherInnen „rechts“ und zuletzt die
Besucher*innen „l inks“, um zusammen
eine Rauch- und Plauderpause vor dem
Gebäude einzulegen. Das unheiml iche
Verschwimmen der Feindschaften
innerhalb des gleichmachenden repres-
siven Gefüges des Landgerichts zeigt
sich dabei an Nazis, die Antifas aus
wohlerzogenem Reflex auch mal eine
Tür aufhalten; oder auch jüngst an der
Dummheit eines Thomas Wagner, dem
Oberstaatsanwalt Kästner-Hengst,
mögl icherweise auf die autoritäre
Idiotie eines Nazis spekul ierend,
während des kol lektiven Rauchens eine
belastende Aussage über eine zuvor im
Prozess thematisierte Rol le des Ange-
klagten Stefan Fahrenbach entlockte,
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unterwirft. Dass ich die dazugehö-
rige Aktion mit einer Werbung für
die Break Deportation-Veranstal-
tung am 17.12.2016 verband, war
ebenfal ls meine Entscheidung, die
ich inhaltl ich passend fand. Das
Fi l ler scheint dazu genausowenig
eine Meinung zu haben wie der
Möl ler. Für einen Sozialdemokraten
(ob in der SPD oder der Linkspartei)
ist das al lerdings auch nur konse-
quent: Wer Geflüchtete jagen lässt,
muss auch Antirassist*innen jagen.
Wie es in der Demokratie eben üb-
l ich – wei l mögl ich – ist, werden al le
anderen Verfahrens-, Macht- und
Gewaltmittel ausgeschöpft, um
inhaltl iche Auseinandersetzung und
offene Kritik zu vermeiden. Der
Möl ler (eigener Slogan: «lebendiges
Erfurt. Sozial und Sol idarisch») wi l l
einem wegen eines länger begrün-
deten, offen vol lzogenen Scheren-
schnitts direkt die uniformierten
Schläger* und Mörder*innen auf
den Hals hetzen. Das Fi l ler wiede-
rum nutzt die Kontrol le über «ihre»
Räumlichkeiten und versuchte, per
angedrohter Absage das Break De-
portation Netzwerk zu erpressen,
den «Täter» vorzuschieben und ihn
zudem von der kommenden
Veranstaltung selber auszuschl ie-
ßen.

Für grenzenlose Solidarität mit
der Stadt Erfurt und ihrer
Gewalt

Wenn Verantwortl iche vom Fi l ler,
dort ansässige Gruppen oder an-
dere Gruppen ein Problem damit
haben, die «Wil lkommens»-Maske
vor ihren tatsächl ichen Gesichtern
des «Mitmachen ist al les – Aus-
beutung, Armut, Abschiebungen
und Pol izeigewalt gehören halt
dazu» in Form des kleinen kos-

metischen Eingriffs am Banner he-
runtergerissen bekommen zu
haben, dann sei festgehalten: Es
wurde aus einem Banner eine Ecke
rausgeschnitten. Das Banner haben
irgendwelche übervol len Fördertöp-
fe aus Staatsgeldern bezahlt. Die
Aktion wurde völ l ig offen vol lzogen
und dazu noch erläutert. Es gab in
den Stunden nach der Aktion nicht
eine Person, die die Diskussion
gesucht hat. Der Einzige, der sich
überhaupt ablehnend äußerte,
hatte noch nicht einmal Argumente,
sondern wol lte mich eigentl ich der
Pol izei ausl iefern.

Wenn ihr damit ein Problem habt
und das Break Deportation Netz-
werk bzw. Roma Thüringen nicht
nur weiterhin mit ihren Kämpfen
al leine lasst wie zuvor, sondern
ihnen nun aktiv Räume entzieht
und sie bekämpft, dann steht we-
nigstens öffentl ich dazu, dass ihr
FÜR die ganze tägl iche Gewalt seid
und für deren Funktionär*innen und
Banner mehr Sol idarität habt, als
für al le, die sich im Kampf um ihr
Leben selbst organisieren. Denn:
Eine der Stammgruppen im Fi l ler ist
die Junge Gruppe, die Jugendgruppe
der Gewerkschaft der Pol izei (GdP).
Wer seinen Lebensunterhalt mit
dem Vol lzug der al ltägl ichen, töd-
l ichen Gewalt verdienen wi l l , ist
euch der l iebere Partner als Ge-
flüchtete und Antirassist*innen, die
für ein gutes, selbstbestimmtes
Leben für al le kämpfen? Jeder
abgeschobene Mensch, jede*r
verprügelte Demonstrant*in, jede*r
verknastete Diebin oder jede*r
erschossene Zwangsgeräumte
(Erfurt, Dezember 2015) ist euch
weniger ein Problem als ein ge-
stutztes Stück Kunstoff? Als Ge-
werkschafter*innen mit antirassis-
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Warum ich das «Refugees
Welcome»-Banner im Filler
(Erfurt) beschnitten habe

Was ist passiert?

Bei einem Sol ikonzert für «Watch
the Med» am 3.12.2016 im Fi l ler
hing als Bühnenhintergrund ein rie-
siges Banner «Refugees Welcome».
In einer Ecke des Banners waren
die Logos von «LAP», «DenkBunt»
und «Stadt Erfurt» abgedruckt,
offensichtl ich die Geldgeber. Bevor
Refpolk und Daisy Chain ihren
Auftritt begannen, ging ich auf die
Bühne und machte eine Ansage. In
dieser wies ich auf die kommende
Break Deportation Sol iveranstal-
tung am 17.12.2016 hin. Nachdem
ich zudem auf die anhaltenden
Abschiebungen, gleich welcher Re-
gierung, und den marginal isierten
Widerstand dagegen hinwies, nahm
ich Bezug auf das Banner. Ich er-
klärte u.a. dass es widersprüchl ich
und unerträgl ich sei , auf einer sol-
chen Sol iveranstaltung die Stadt
Erfurt mit «Refugees Welcome» für
sich werben zu lassen, da sie oft
genug das Gegentei l bewiesen hat-
te. Dann nahm ich eine Schere,
schnitt die betreffende Ecke mit
den Logos aus dem Banner und
verl ieß die Bühne. Ich bl ieb noch
weitere vier Stunden auf der Party
und wurde ein einziges Mal von
jemandem angesprochen, der die
Aktion falsch fand. Das war Denny
Möl ler, SPD-Stadtrat und Ver.di-
Vorsitzender Mittelthüringen. Er
hatte keine Meinung zu der Aktion,

sondern wol lte schl icht meinen
Namen wissen, um mich wegen
Sachbeschädigung anzuzeigen.

Nachgang

Wenn sich jetzt im Nachgang Fi l ler-
Aktive oder -Amtsträger*innen an
der Aktion stören, dann können sie
zunächst von Folgendem ausgehen:
Das Break Deportation-Netzwerk ist
ein selbstorganisiertes Netzwerk
(anders als der DGB oder eine
Partei mit Funktionär*innen und
dem Ziel , in der Verwaltung des
Elends gelegentl ich mitspielen zu
dürfen), in dem sich Menschen auf
verschiedene Weise organisieren,
um Abschiebungen zu bekämpfen.
Ich habe am 3.12.2016 entschie-
den, dass ich im Namen des Anti-
rassismus den Standortkampagnen
der Stadt Erfurt oder der BRD mit
ihren Imageprogrammen «LAP» und
«DenkBunt» symbol isch keinen
Raum lassen wi l l . Erfurt ist genau-
sowenig bunt wie die BRD und wer
meint, das eigene Mitmachen oder
Verwenden staatl icher Symbol ik
würden die Stadt / den Staat
verändern, zumal in Zeiten, in de-
nen halbjährl ich Verschärfungen
des Asylrechts durchgewunken
werden, missversteht, dass er_sie
vor al lem sich und eine pol itische
Bewegung Veränderung durch
Einbindung und Kompromittierung
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die danach in den Prozess eingeführt
wurde. Als Zuschauer ertappt mensch
sich aber auch mal beim kol lektiven
Mitlachen über das Altherren-Geplänkel
zwischen dem Nazianwalt Waldschmidt
und dem Oberstaatsanwalt bzw. über
törichte bis dreiste Aussagen von Nazi-
ZeugInnen.

Noch unheiml icher ist das Gefühl , dass
auch unser antiautoritäre Tei l der
Besucher*innen eigentl ich zieml ich froh
darüber ist, so gründl ich vom BFE
durchsucht zu werden, wei l dann Nazis
die gleiche, entwaffnende Prozedur
durchlaufen müssen. Wenigstens hier
wird Nazis einmal die gleiche Schikane
zutei l , wie sie Antifaschist*innen zu
häufig als einseitig empfinden – so das
Gefühl al lgemeiner Ohnmacht.

An dieser Stel le sei erinnert an Szenen,
wie sie sich im Erfurter Amtsgericht
zutrugen, als der Antirassist B. wegen
seiner Intervention in eine rassistische
Pol izeikontrol le vor Gericht stand: Dort
gab es wegen minder schikanöser
Einlasskontrol len durch das BFE heftige
Tumulte, Handgemenge und Geschubse
mit Bul len vor dem Saal und eine von
Pöbeleien und Türenknal len geprägte
Verhandlung Fühlen sich Herrschafts-
kritiker*innen nur dann unwohl im ge-
waltsamen Griff des Staats, wenn keine
Nazis in Sichtweite sind, denen das
Gleiche widerfährt? Oder wenn keine
Nazis in Sichtweite sind, vor denen
einen die Bul len viel leicht doch schüt-
zen würden? Sind derartige Momente
der Rebel l ion einzig der Ruf nach
gleicher Gewalt gegen al le, so wie sie
offenbar rund um die Bal lstädt-Ver-
handlungen eine beruhigende Wirkung
zeigt?

Der linke Ruf nach mehr Kontrolle,
härterem Durchgreifen und Mei-
nungsverboten im Gericht
In diesem Gesamtgefüge von Macht
und Ohnmächtigen erscheint es nur
konsequent, dass die Beratungsstel le
Ezra, die u.a. die Betroffenen des
Übergriffs begleitet und ihnen Neben-
klageanwält*innen zur Seite stel lt,
genauso nach einer härteren Hand des

Staates ruft wie die Lirabel le-Au-
tor*innen vom Kleingartenverein Trist-
esse e.V. und dem Infoladen Gotha. So
fordern diese einhel l ig5 6 das gänzl iche
Verbot von Kleidung rechter Marken
oder mit rechten pol itischen Slogans,
um die Betroffenen des Überfal ls
während ihrer Zeug*innenvernehmung-
en nicht einer Gewaltverherrl ichung
auszusetzen. Was würde das zur Folge
haben? Zum Einen würden Linke
ebenfal ls keinerlei pol itische Symbole
tragen dürfen – eine Maßnahme, die in
verschiedensten Prozessen gegen Linke
andernorts zu massiven Auseinander-
setzungen führt. 7 Glückl icherweise
wurde diesem Wunsch bisher noch nicht
entsprochen. Denn zum Anderen hätte
ein derartiges Verbot die Konsequenz,
dass nur noch Naziparolen im Saal zu
sehen wären - es sei denn, die Verbots-
wünsche würden derart umgesetzt,
dass den zutätowierten Naziglatzen
während der Verhandlung Sturmhauben
und Handschuhe übergezogen würden,
die Gesichts- oder Handtattoos zu
verdecken wüssten. Das würde jedoch
dem Ziel verringerter Einschüchterung
der Zeug*innen nicht unbedingt entge-
genkommen. Letztl ich halte ich – ohne
die Erfahrung geschädigter Zeug*innen
hierbei nachvol lziehen zu können –
abseits ihrer Kleidung die Statur und
Auftreten der Nazis bzw. den gericht-
l ichen Zwang, sich ihnen als Betrof-
fene*r tei lweise stundenlang gegenüber
setzen und widerl iche Fragen beant-
worten zu müssen, für maßgebl ich
einschüchternd oder retraumatisierend.

Die Vorstel lungskraft bezügl ich Opfer-
schutz gehen leider weder bei Ezra
noch bei den genannten Autor*innen
der Lirabel le weiter als sie vol lends dem
Eigeninteresse der Strafjustiz auszu-
setzen und dabei zumindest sol idarisch8

zuzuschauen. Während in l inken Aus-
einandersetzungen um sexistische
Übergriffe immerhin tei lweise Versuche
(Stichwort Definitionsmacht) gemacht
werden, einerseits die Betroffenen vor
Retraumatisierung durch Pol izei , Gericht
und Täter*innen zu schützen und
andererseits die langfristige Ausein-
andersetzung um den Übergriff
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mögl ichst entlang der Wünsche der
Betroffenen zu gestalten, fehlt in den
meisten Debatten um Gerichtsverfahren
ein Anspruch, die eigenen
herrschaftskritischen Parolen in eine
Kritik jegl icher autoritärer Konfl iktbear-
beitungen umzumünzen. Dies ist bis
dato eine von Feminist*innen erkämpfte
und gleichwohl stark bekämpfte und
ausbaubedürftige Insel eines emanzipa-
torischen Umgangs mit Konfl ikten und
Gewalt. Stattdessen verbleiben Ezra9

und die Lirabel le10-Autor*innen bei einer
verkürzten Kritik am Verhalten der
Richter*innen. Dabei scheint bei Erster-
en wi l lentl ich verkannt zu werden, was
bei Zweiteren vermutl ich ohnmächtig
erkannt und akzeptiert ist: Ein Gericht
hat kein Interesse an den Opfern und
deren Wünschen. Es hat ein Interesse,
das abstrakte Strafbedürfnis des Staats
„im Namen des Volkes“ durchzusetzen.
Wenn die Opfer sich davon nichts
versprechen und viel l ieber auf die
ganze gewaltförmige und retrauma-
tisierende Prozedur verzichten würden,
wovon im vorl iegenden Fal l bei einigen

äußerst zögerl ich oder von „Erinne-
rungsschwierigkeiten“ geprägten Zeug*-
innenaussagen ausgegangen werden
muss, werden sie mit Geld- und
Haftstrafen „zur Vernunft“ gebracht.
Dass Ezra als eine von unzähl igen
parastaatl ichen Organisationen (Flücht-
l ingsrat, Mobit, DGB-Gewerkschaften)
mit Integrations- und Befriedungs-
funktion konsequenterweise auch Links-
radikale, die Opfer von Nazigewalt
werden, ohne Bedenken und Aufklärung
über mögl iche Boomerangeffekte zum
Staatsschutz (Abtei lungen der örtl ichen
KriPos bzw. des LKAs, die zu „pol itisch
motivierten Taten“ ermitteln) schickt,
um dort Aussagen zu machen, sol lte in
diesem Zusammenhang auch noch
erwähnt werden. Dass Linke damit oft
auch kein Problem haben, obwohl
selbige Bul len z.B. Ermittlungsdaten mit
Adressen über den Verfassungschutz-
Spitzel Kai-Uwe Trinkaus Anti-Antifa-
Strukturen zuarbeiten,11 entspricht dem
aktuel len Stand einer Thüringer Linken
im Stockholm-Syndrom-ähnl ichen Klam-
mern an Linkspartei und Staat.

Nazis in Bal l lstädt. Bi ld übernommen von der Antifa Gotha.
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eigenen Partei . Sie forderte eben-
fal ls dazu auf, in Dialog mit den
Anhänger_innen von Pegida zu tre-
ten und suchte just das öffentl iche
Gespräch mit AfD-Chefin Frauke
Petry. Das sind keine „Ausrutscher“,
sondern eine pol itische Strategie,
wie sie bestens mit ihrer Vorstel-
lung von Wirtschaft und Kapital is-
mus zusammenhängt. Denn die
angebl ich „rote Sarah“ hat schon
lange ihren Frieden mit den Ver-
hältnissen geschlossen. Gegen den
„gierigen“ „Geldadel“, die bösen
„Monpole“ und ihren „Wirtschafts-
feudal ismus“ – al lesamt Konzepte
aus der Ecke der Verschwörungs-
theorien, des Antisemitismus und
kommunistischer Partei-Taktiererei –
setzt sie das Versprechen eines Ka-
pital ismus mit menschl ichem
Antl itz. In der Verantwortung, ihn
durchzusetzen, sieht sie den Natio-
nalstaat, „soziales“ Unternehmer-
tum, freiere Märkte, mehr Wettbe-
werbs- und Leistungsorientierung.
Sie wünscht sich die Rückkehr in
die soziale Marktwirtschaft der
postnazistischen Nachkriegs-BRD.
Das ist in der strukturel len Krise
des Kapital ismus weder mögl ich,
noch sehen wir darin irgendeine
Befreiungsperspektive.

Wir ertei len dieser Veranstaltung
eine klare Absage. Wir stel len uns
gegen die staatl iche Herrschaft und
ihre Gewalt – egal ob nun gerade
die Linken oder die Rechten an der
Macht sind. Stattdessen setzen wir
auf die die Selbstorganisation und
autonomen Kämpfe der Unter-
drückten. Das sind z.B. die Gruppen
Roma Thüringen, The VOICE

Refugee Forum und das Break De-
portation Netzwerk, die gemeinsam
gegen Abschiebungen und die In-
ternierung in Heimen kämpfen. Die
Gefangenengewerkschaft, die sich
auch in Thüringen für Mindestlohn,
Sozialversicherung und Gewerk-
schaftsfreiheit für die inhaftierten
Arbeiter_innen stark macht. Und
die Freie Arbeiterinnen- und Arbei-
ter-Union (FAU) Erfurt/Jena, die sich
für bessere Arbeitsbedingungen
einsetzt und sich gerade in Arbeits-
konfl ikten mit der Uni Jena befindet.

Konfrontieren wir den Staat
und seine Verwalter_innen!
Stärken wir diese und andere
autonome Kämpfe!

Betei l igt euch am Break-
Deportation-Aktionstag am 28.
Januar – gegen Abschiebung! Mehr
Infos unter
http: //breakdeportation.blogsport.d
e/

Kommt zur Si lvesterkundgebung
der Gefangenengewerkschaft bei
der JVA Tonna – Sol idarität mit den
Gefangenen! Mehr Infos unter:
http: //gefangenensol i jena.noblogs.o
rg/

veröffentlicht im Dezember 2016 auf
http://wastun.co.vu/event/stoppt-die-patriotische-und-

staatslinke-staerken-wir-die-autonomen-kaempfe/
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Stoppt die patriotische und
Staatslinke! Stärken wir die

autonomen Kämpfe
Kundgebung gegen den Wagenknecht-Besuch an der Uni Jena organisiert

von Anarchist_innen aus Jena

Zum 15. Dezember wurde die
Linkspartei-Spitzenkandidatin und
Bundestags-Franktionsvorsitzende
Sarah Wagenknecht von der Rosa-
Luxemburg-Stiftung Thüringen zu
einer Lesung und Diskussion in die
Universität Jena eingeladen. Sie
wird dort ihr neues Buch „Reichtum
ohne Gier“ vorstel len.

Aus zwei Gründen sind wir wütend
darüber und werden eine Protest-
Kundgebung gegen den Wagen-
knecht-Besuch veranstalten.

1. ) Die Veranstaltung mit Sarah Wa-
genknecht wird von der Rosa-
Luxemburg-Stiftung (RLS) Thüring-
en, der ideologischen Vorfeldorgani-
sation der Linkspartei , organisiert.
Ein Bl ick ins aktuel le Veranstal-
tungsprogramm der Stiftung zeigt,
dass zwar al lerlei „kritische The-
men“ angesprochen werden, eine
Auseinandersetzung mit der Mit-
täterschaft der eigenen Partei als
Regierungspartei in der staatl ichen
Gewalt- und Unterdrückungsma-
schinerie in Thüringen jedoch be-
wusst ausgeklammert wird. Das las-
sen wir ihnen nicht durchgehen und
schreien umso lauter gegen diese
„gute Publ icity“ der RLS an. Wir
erinnern: Nachdem am Morgen des
9. November 2016 eine fünfköpfige
Roma-Fami l ie, die mit der Gruppe

„Roma Thüringen“ gegen Abschie-
bungen gekämpft hat, aus Erfurt
abgeschoben wurde, sprangen die
verantwortl ichen Pol itiker_innen
al ler Regierungsparteien auf den
Gedenkveranstaltungen an die
Reichspogromnacht und bei den
Antifa-Protesten gegen Thügida in
Jena rum – und erkauften sich so ein
gutes Gewissen für die nächsten
Abschiebungen. Während die Bun-
des-Linkspartei eine Resolution zur
Unterstützung der Gefangenenge-
werkschaft unterschrieb, fanden
von September bis November zwei
Hungerstreiks von Mitgl iedern der
Gefangenengewerkschaft in der
thüringischen Justizvol lzugsanstalt
( JVA) Untermaßfeld gegen rassisti -
sche Schl ießer, Postzensur und die
Ausbeute hinter Gittern statt.

2 . ) Mit Sarah Wagenknecht wird die
Frontkämpferin des l inken Patriotis-
mus und prominenteste Querfront-
Strategin eingeladen. Sie hat sich
an der rassistischen Hetze nach den
Si lvestereignissen in Köln betei l igt.
Sie hat erklärt: „Wer Gastrecht
missbraucht, hat Gastrecht ver-
wirkt“, was im Grunde dasselbe ist,
wie die Forderung der AfD nach der
„Abschiebung kriminel ler Auslän-
der“. Dafür bekam sie Lob von AfD-
Vize Gauland und das verteidigte
sie auch gegen den Protest aus der
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The Wire statt Tatort
Den l inken Besucher*innen bleibt trotz
der erhofften besten Unterhaltung das
Sahnehäubchen vergönnt: So richtig
smarte Kommissar*innen, die genauso
geschickt die repressive Ordnung wie-
derherstel len können wie sie
zuverlässig ihre Ermittlungsbefugnisse
überreizen wie die
Liebl ingsermittler*innen im sonn-
tägl ichen Volksritual Tatort. 12 Für die
„gute“, hier antifaschistische, Sache
sol le der Staat gerne mal zulangen. Ich
bin selber zieml ich froh, dass das LKA
nicht unbedingt aus den ambi-
tioniertesten Leuchten besteht. Ansons-
ten säßen mehr Antiautoritäre oder
schl icht Nazigegner*innen vor Gericht
und würden im Zweifel al lein wegen der
engagierten „Aufklärungsarbeit“, d.h.
Beweiskonstruktion oder Falschaussag-
en von Bul len, verurtei lt werden. Fragt
mal Josef, was auch nur ein Einzelner
ambitionierter Bul le ausmachen kann.13

Tatort ist nicht nur langwei l ig und in
seiner wöchentl ich dargebotenen
Wiederherstel lung der gewaltsamen Un-
ordnung fürchterl ich deutsch. Es lässt
sich auch weitaus weniger über die
Verfasstheit der Klassengesel lschaft
und über schlaue Kriminel le oder
schlaue Bul len lernen. Daher sei hiermit
die US-Serie The Wire ans Herz gelegt.
Diese ist zunächst viel unterhaltsamer
und humorvol ler. Den sonntägl ichen
Tatort habt ihr im Zweifelsfal l mit einem
Thomas Wagner gemein. Dass dieser
The Wire guckt, erscheint eher
unwahrscheinl ich. Nicht nur aus
Gründen faschistischer Borniertheit,
sondern auch, wei l das titelgebende
Kernelement die Telefonüberwachung
der Drogenmafia durch die Drogenfahn-
der*innen darstel lt, d ie in Wagners
brauner Welt erst seit Antritt seiner U-
Haft angekommen sein dürfte.

Schlüsse
Dass Nazis sich im Umgang mit
staatl icher Repression tatsächl ich
zieml ich blöd anstel len, mag zunächst
mal eine erbauende Gewissheit sein,
die wir aus Besuchen des Landgerichts
mitnehmen können. Dass sie weniger

braun aus der im Knast verwirkl ichten
Potenzierung dieser gewaltsamen
Gesel lschaft herauskommen werden,
bestreite ich entschieden. Im Zweifels-
fal l kommen mehr Nazis raus als
reingegangen sind. Fal ls mensch die
Wahl hat, ist so ein Verhandlungstag im
Zweifel tatsächl ich unterhaltsamer als
der Vormittag auf der Lohnarbeit, mit
Nachrichtenblogs, TV-Serien, beim
Einkaufen oder in der Vorlesung. Wieviel
aus dem Prozess pol itisch mitgenom-
men wird und ob sich die Hunderten
Stunden, die manche bereits im Land-
gericht verbracht haben, angesichts
sehr begrenzter autonomer Ressourcen
und tei ls stark isol ierter Kämpfe wie z.B.
dem von Roma Thüringen14, pol itisch
rechtfertigen lassen, würde ich an
Zweierlei messen: 1. Ob wir in der Lage
sind, die gewonnen Rechercheinforma-
tionen überhaupt wirksam feindsel ig
gegen die Thüringer Nazinetzwerke ins
Feld zu führen. Und ob wir uns
autonome (nein, nicht das Kunsthaus
mit Anwält*innen, Presse und NGOs15)
Räume schaffen, in denen eine
Wissensweitergabe an al le gewährleis-
tet wird, die sich die übergriffigen
Einlasskontrol len und gewaltförmigen
Gerichtssituationen nicht geben kön-
nen; eine Reflexion über die eigene
Ohnmacht und trotz ihrer Marginal ität
vorhandenen und alternativlosen (! )
Selbstorganisations- und Selbstschutz-
prozesse.

Was die Recherche angeht, bin ich
skeptisch. Ich würde hier behaupten,
dass die Infos, die z.B. die Antifa Süd-
thüringen16 unabhängig vom Bal lstädt-
Prozess immer wieder zu veröffentl ich-
en weiß, verbunden mit deren
unermüdl ichen Mobi l isierungen in die
braunste Provinz Nazis ein größeres
Problem ist, a ls die Demaskierung im
Landgericht. Denn offenbar kann die
Öffentl ichkeit auf die einzelnen Faschos
und ihre Taten auch einen Dammbruch-
Effekt haben, wie sich am Suhler
Schläger Stefan Fahrenbach zeigte. 17

Andere Bal lstädter Nazis scheinen die
Öffentl ichkeit gar zu suchen, wie das
„NSU Reloaded“-Foto bewies, dass sie
bereits vor dem Überfal l freizügig auf
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(1) Bal lstädt – wie geht es weiter? in: Lirabel le
#10,http: //l irabel le.blogsport.eu/2015/10/05/bal lstaedt-wie-geht-es-weiter/

(2) Dümmer geht’s immer – Bul len vs. Nazis in: Lirabel le #12,
http: //l irabel le.blogsport.eu/2016/05/02/duemmer-gehts-immer-bul len-vs-nazis/

(3) Das binnen-I dürfte der binären Ideologie der angeklagten Männer und einer Frau gerecht
sein

(4) Siehe dazu auch die Aufzählung in „Dümmer geht’s immer – Bul len vs. Nazis“, Lirabel le #12

(5) Pressemittei lung von VBRG e.V. / Ezra https: //bal lstaedt2014.org/2016/03/18/verband-der-
beratungsstel len-kritisiert-zurschaustel lung-von-neonazistischen-symbolen-im-bal lstaedt-
prozess/

(6) „[ . . . ] ein Gericht, welches es nicht schafft, was in den meisten popel igen Fußbal lstadien
durchgesetzt wird: Naziklamotten bleiben draußen.“ Lirabel le #12

(7) valentin.blogsport.de
(8) Wie unterstützend die Bal lstädter*innen (die ohnehin von „der Antifa“ nichts halten, s.
Lirabel le #10), den ihnen überwiegend unbekannten Zuschauer*innentei l empfinden, der ihnen
grundsätzl ich die Volksgemeinschaft zersetzen, den Staat zerschlagen und die Felder und
Betriebe enteignen wi l l , sei hier ebenfal ls in Frage gestel lt.

(9) „ […] ist es völ l ig inakzeptabel , dass das einschüchternde Auftreten durch das Landgericht
Erfurt nicht unterbunden wird.“ PM von VBRG e.V. / Ezra

(10) „[ . . . ] außerdem ein Gericht, welches es nicht schafft, was in den meisten popel igen
Fußbal lstadien durchgesetzt wird: Naziklamotten bleiben draußen.“ Lirabel le #12

(11) Thüringer Verfassungsschutz initi ierte Jagd auf Antifas, Rote Hi lfe Südthüringen,
https: //l inksunten. indymedia.org/de/node/73186

(12) „Das LKA kocht auch nur mit Wasser, und im Gegensatz zum gewieften Tatort-Kommissar
sind das al les ganz durchschnittl iche Typen – weder besonders schlau, noch besonders
engagiert und tei lweise erschreckend unvorbereitet. Leute, die eben ihren Job machen und
dabei auch den ein oder anderen Fehler begehen.“ Lirabel le #12

(13) sol i2014.blogsport.eu

Facebook posteten.18 Ebenso sind Re-
cherchen zu ihren wirtschaftl ichen
Strukturen, wie sie Thueringenrechts-
aussen19 regelmäßig veröffentl icht, ver-
mutl ich schmerzhafter als die Infos aus
dem Prozess. Mal ehrl ich: Was haben
Antifas von Namen, Adressen oder
Treffpunkten von Anabol ika-genährten
MMA20-Fans, die ohnehin offen als Nazis
auftreten und in nicht wenigen Fäl len
auch Waffen zuhause haben dürften?

Eine Reflexion des Bal lstädt-Prozesses
und der damit angetretenen Beschäf-
tigung mit mi l i tanten Thüringer Nazi-
netzwerken findet bereits regelmäßig
statt. Al lerdings würde ich sehr für eine
größere Ernsthaftigkeit und Forma-
l isierung selbiger durch selbstorgani-
sierte Strukturen plädieren. Eine Kombi-
nation aus schriftl ichem Austausch,
Diskussionsveranstaltungen mit autono-

men Ansprüchen, begleitet von einem
nichtöffentl ichen Austausch in vertrau-
ter Atmosphäre kann dabei angemessen
sein. Ohne diese Selbstorganisierung
und autonomes Selbst-Bewusstsein wird
zudem Bündnispol itik und punktuel le
Zusammenarbeit mit NGOs etc. immer
in Instrumental isierung und Integration
münden. Zu Beginn einer solchen
Auseinandersetzung sol lte ein Aus-
tausch über das massive Ohnmachts-
gefühl stehen. Diese Aspekte außen vor
zu lassen führt in der Regel zur
Wandlung emanzipatorischer Pol itik in
folk-loristische Begleitung eines reaktio-
nären Spektakels, in ein staatsanti -
faschistisches Mitmachen, zum totalen
Rückzug oder zu maßloser Selbstüber-
schätzung und Verbalradikal ismus. Al l
d ies ist aktuel l leider ebenso verbreitet
wie wenig hi lfreich.
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(1) Gezwungen? Ja, gezwungen! An der Wortwahl „zwingen“ haben Institutsverantwortl iche
großen Anstoß genommen. Schl ießl ich werde hier niemand zu irgendetwas gezwungen, man
erhalte vielmehr (dankenswerterweise) die Chance, etwas Geld dazuzuverdienen.

(2) Und schon wieder: Institutsverantworl iche legen Wert darauf, dass die Interviewer_innen
Studierende sind, keine „Arbeiter_innen“. Auch diese Wortwahl werden wir jedoch beibehalten,
al les andere würde die Lohnarbeit und -Abhängigkeit verschleiern.

(3) Eine Aufnahme von Studentischen Hi lfskräften (SHKs) in den Tarifvertrag finden wir richtig.
Al lerdings lautete unsere Forderung nicht, die Interviewer_innen zu SHKs zu machen, sondern
sie am Tariflohn orientiert zu bezahlen (und nicht, sie darin aufzunehmen). Aber das nur
nebenbei .

(4) Ein paar Zitate von einem der betei l igten Profs geben hier Aufschluss: Klagen seien nicht
einseitig. "Wir, a lso die Uni , haben mehr und bessere Anwälte. Und wenn ich kämpfe, führe ich
den Kampf so, dass er ihn gewinne.“ Oder: Wir dürften nicht von Prekarisierung sprechen, wei l
wir als Studierende nicht zur Klasse des Proletariats gehörten und daher auch kein Recht
hätten, marxistische Klassenkampf-Rhetorik zu verwenden. Da könnten wir auch gerne mal ein
Seminar bei ihm belegen und uns das noch einmal ausführl ich erklären lassen.

(5) Ein bisschen Selbstironie muss sein.

klassische antigewerkschaftl iche Erzäh-
lung.

Der kommende Aufstand5

Zusätzl ich dazu haben ein paar weitere
Faktoren uns im Verlauf des CATI-La-
bour-Struggle das Leben schwer ge-
macht: Der Komplex aus Mitverant-
wortl ichkeit und Ohnmacht der je-
wei l igen verschiedenen Instituts- und
Uni-Ebenen, was es schwer macht, eine
klare Angriffsfläche zu identifizieren.
Die Fluktuation und Schnel l lebigkeit an
der Uni , was langfristige Organisie-
rungsprozesse, Erfahrungsweitergabe
und größer angelegte Konfl ikte er-

schwert. Die persönl ichen Abhängig-
keiten und die Prekarität von Hi lfs-
kräften und Mittelbau. Und eine Mi-
schung aus hoher Belastung in Prü-
fungszeiten und Unzuverlässigkeit der
einzelnen Betei l igten. Um diese Dinge
irgendwie zu überbrücken, wurde An-
fang August von der FAU eine offene AG
zur Arbeit im Bi ldungsbereich ge-
gründet. Hier können sich al le ein-
bringen und die anstehenden Arbeits-
konfl ikte an der Uni Jena mitunter-
stützen.

Anarcho Infoblatt Jena #5, August 2016
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aus.

4. Das Institut schob die (zunächst ge-
nerel le, dann nur die juristische) Verant-
wortung die Uni-Ebene ab, obwohl es
einen Tei l der Schuld für das Schla-
massel selbst trägt. Dass institutsintern
letzten Endes ein Lösungsvorschlag
ausgemauschelt wurde, zeigt, dass es
da wohl doch einen gewissen Spielraum
gab.

Nieder mit den roten Baronen!
Die Aktionen des CATI-Arbeitskampfs
übten Druck auf den Apparat des
Soziologie-Instituts aus. Dieser Druck
führt zu einem Positionierungszwang,
der letzten Endes interessante Erkennt-
nisse über die pol itischen Dynamiken
innerhalb des l inken Establ ishments am
Institut brachte. (1) Nur Wenige unter-
stützten den Arbeitskampf öffentl ich,
z.B. die studentischen Hi lfskräfte, die
die zwei offenen Briefe verfasst haben.
Einige sympathisierten unauffäl l ig . (2)
Auf der anderen Seite gab es eine
Fraktion aus Profs, Dozent_innen und
verbandelten Studis, die trotz ihrer ach
so l inken Texte klare Boss-Al lüren an
den Tag legten.4 (3) Zwischen diesen
Fraktionen gab es eine Menge Karriere-
Hiwis, Gewerkschaftsjugend-Aktivist_in-
nen/Funktionär_innen und Leute aus
studentischen Gremien, die auf So-
zia lpartnerschafts-Kurs waren. Sie wol l -
ten sich „beide Seiten anhören“, fanden
die Ausfäl le gegen die FAU natürl ich
blöd, waren aber auch der Meinung,
dass die FAU übertreibe und überhaupt,
wer sei schon die FAU etc. Sie konnten
sich nie zu einer Unterstützung des
Arbeitskampfes durchringen und mach-
ten sich stattdessen für die Ein-
bindungsstrategie stark.

Ein paar Worte zum „Institutspatrio-
tismus“, der von Boss-Profs und Sozial -
partner-Studis gefahren wird: Es gibt
die Ansicht, dass das l inke Soziologie-
Institut aufgrund seiner kritischen For-
schung und Lehre so etwas wie einen
Stützpunkt für die revolutionäre Bewe-
gung darstel le. In der veral lge-
meinerten Konkurrenz um Prestige und
Fördergelder könne es aber nur durch

seine hohe Produktivität, z.B. viele For-
schungsprojekte, bestehen. Und hier
müssten wir al le mitanpacken und den
Gürtel ein bisschen enger schnal len.
Wer das nicht tut, wer sich z.B. wie die
Leute vom CATI-Labor gegen die
Ausbeute im Institut auflehnt, greife
das Institut an, greife also das l inke
Projekt al lgemein an und sei so was wie
ein Konterrevolutionär.

Erstens glauben wir nicht, dass wir
Studis und Hi lfskräfte, die wir aufgrund
von unbezahlten Überstunden tei lweise
für 5€ die Stunde arbeiten, dasselbe
Interesse haben wie Profs, die einen
fetten Gehaltsscheck und den ganzen
Fame einheimsen. Zweitens kann man
sich schon mal fragen, was bei der
l inken Soziologie pol itisch am Ende raus
kommt: Geklüngel mit der Links-
regierung, Werbung für die Linkspartei
und Rosa-Luxemburg-Stiftung, Rekruta-
tion für DGB und Gewerkschafts-
bürokratien. Im Grunde ist das
Soziologie-Institut einer der Standorte,
an denen der l inke Flügel des
pol itischen Establ ishments hochge-
zogen wird. Mit autonomen Kämpfen
und Selbstorganisierung hat das aber
wenig zu tun. (Klar gibt es ein paar
unverbesserl iche Radikal inskis. Und die
haben um ihr Überleben tüchtig zu
kämpfen. ) Dieser Institutspatriotismus
ist aber nicht nur eine fixe Idee, er be-
ruht auf materiel len Beziehungen.
Einige Profs haben richtiggehend Kader-
schmieden aufgemacht und pushen
ihre Studis durch die akademische
Konkurrenz und die wol len ihre
Karrieren sicher nicht riskieren.

Leider ist die Deutungshoheit über den
Konfl ikt die ganze Zeit bei den So-
ziologie-Chefs und ihrer Bagage ge-
bl ieben. Ein Großtei l der Studierenden
glaubt bis heute ihrer Verschwörungs-
theorie, wonach die böse FAU die
unschuldigen oder naiven Interviewer-
_innen aus dem CATI-Labor erst ver-
führt und dann instrumental isiert habe,
um ihre eigene Agenda durchzusetzen,
näml ich das l inke Soziologie-Institut zu
zerstören. Das ist nicht nur absoluter
Mumpitz, sondern leider auch eine ganz
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(14) breakdeportation.blogsport.de

(15) Veranstaltung „Bal lstädt überal l“ am 15.3.2016 im Kunsthaus Erfurt,
http: //www.kunsthaus-erfurt.de/talks/musterbeispiel-rechter-gewalt-ein-einbl ick-in-den-prozess-
zum-bal lstaedtueberfal l /

(16) agst.afaction. info

(17) Suhl : Nazischlägern ein Gesicht geben, Antifaschistische Gruppen Südthüringen,
http: //agst.afaction. info/index.php?menu=news&aid=829

(18) „Thüringer Paintbal l -Nazis als „NSU-Reloaded“?“,
http: //publ ikative.org/2012/12/03/paintbal l -nazis-als-nsu-reloaded/

(19) https: //thueringenrechtsaussen.wordpress.com/

(20) Kampfsport Mixed Martia l Arts

Anarcho Infoblatt Jena #4, Juni 2016



Was ist passiert?
Mitte Juni begannen organisierte
Interviewer_innen des CATI-Labors der
Uni Jena gemeinsam mit der FAU einen
Arbeitskampf. Dieser richtete sich
gegen die Praxis, Studierende mittels
Werkverträgen in die Scheinselbst-
ständigkeit zu zwingen1. Außerdem
wurde eine höhere Bezahlung der
studentischen Arbeiter_innen2 gefor-
dert.

Nachdem wir unseren Forderungs-
katalog den CATI-Labor-Verantwort-
l ichen und -Assozi ierten des Soziolo-
gie-Instituts zukommen l ießen, pas-
sierte zunächst wenig bis nichts. Das
Öffentl ichmachen des Arbeitskampfes
mit Plakaten, Flyern und einer
spontanen Kundgebung hat hingegen
ordentl ich Bewegung in die Sache
gebracht: Nach mehreren Gesprächen
mit Vertreter_innen des Instituts – die
erwartungsgemäß von verschiedenen
Einbindungsversuchen geprägt waren –
l iegt nun eine Stel lungnahme des
Instituts für Soziologie vor. In dieser be-
stätigt das Institut, von der Werkver-
tragspraxis Abstand zu nehmen und
spricht sich für eine Aufnahme von
studentischen Hi lfskräften in den
Tarifvertrag aus.3 Von daher ist ein
Tei lsieg errungen; das Model l der
Werkverträge und Scheinselbstständig-
keit wird nach 12-jähriger (laut Institut
„problemloser“) Anwendung fal len
gelassen.

Werkverträge und Scheinselbst-
ständigkeit
Das CATI-Labor wird von dem Institut
für Soziologie betrieben und dient zur
Durchführung von computergestützten
Telefoninterviews (CATI = Computer
assisted telephone interviewing). Dort

werden die Daten für „Prestigeprojekte“
des Instituts wie zum Beispiel den
Thüringen Monitor erhoben. Was war
Anlass für unsere Unzufriedenheit mit
der Arbeitssituation im CATI-Labor?
Obwohl faktisch ein Arbeitsverhältnis
vorlag, wurden die Interviewer_innen
mit Werkverträgen beschäftigt. Diese
machen sie zu Selbständigen, die sie de
fakto nicht sind: Folgl ich lag eine
Scheinselbstständigkeit vor.

Das faktische Arbeitsverhältnis ergibt
sich aus der tatsächl iche gelebten
Praxis: Die Interviewer_innen arbeiten
in den Räumen der Uni und zwar mit
Material und Software der Uni , welche
dieser zudem umfassendes Monitoring
erlaubt. Sie sind weisungsgebunden
und tragen sich in Dienstpläne ein.
Letztendl ich wurden die Interviewer-
_innen auch nicht pro Werk, also
durchgeführtes Interview, sondern nach
Arbeitszeit bezahlt. Al l d ies ist auf der
rechtl ichen Basis von Werkverträgen
entweder gar nicht oder aber nur unter
bestimmten Umständen vorgesehen.

Die Werkverträge haben aber für die
Uni einen großen Vortei l : Sie sind bi l l ig ,
da sie erlauben, die Verpfl ichtungen
eines Arbeitgebers wie Lohnfortzahlung
im Krankheitsfal l zu umgehen. Dies
geschieht dann logischerweise auf
Kosten der Scheinselbstständigen. Da
diese Praxis nach unserem Aufmucken
nicht mehr haltbar ist, wird nun
vermutl ich angestrebt werden, die
Interviewer_innen künftig als stu-
dentische Hi lfskräfte anzustel len.
Dieses Model l ist nicht unumstritten, da
durchaus diskutiert werden kann, ob die
Arbeit im CATI-Labor eine wissen-
schaftl iche ist und somit auf SHK-Basis
stattfinden kann.

Der CATI-Labour-Struggle:
Arbeitskampf an der Uni
verfasst von zwei Mitgl iedern des CATI-Labour-Struggles, die nicht

beanspruchen können, für die ganze Gruppe zu sprechen
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Anders als bei vielen Hiwi-Stel len bei
Profs können die studentischen
Arbeiter_innen nicht auf eine
Karriereplanung mit Papa Prof hoffen.
Aus dem CATI-Labor gibt es keinen Weg
nach oben, selbst wenn am Institut das
persönl ich-akademische Benefit der
Interviewer_innen ausgiebig beteuert
wird. Dass die Telefon-Interviewer_innen
also nicht viel zu verl ieren haben,
erklärt, warum ein paar studentische
Arbeiter_innen endl ich mal rebel l iert
haben.

Reaktionen des Arbeit(„Auftrag“)-
gebers
Anders als unterstel lt, wurde das CATI-
Labor nicht in übler Absicht von der FAU
infi l triert, um Interviewer_innen zu
instrumental isieren, sondern eine Grup-
pe von Interviewer_innen suchte die
FAU- Sprechstunde auf. Dass die
Inanspruchnahme des Schutzes der FAU
nicht unbegründet war, zeigte sich
spätestens, als der Arbeitskampf
öffentl ich gemacht wurde. Da kam es
nämlich durchaus zu heftigen
persönl ichen Anschuldigungen und
Diffamierungen der Kämpfenden.
Folgende Strategien des Instituts und
der Uni zeichneten sich ab:

1. Repression und Union Busting gegen
die Gewerkschaft FAU Erfurt/Jena
wurden in Betracht gezogen und vor-
bereitet. Mehrfach wurde behauptet,
die FAU sei keine richtige Gewerkschaft,
einzelne Personen schlugen auf einer
Institutskonferenz vor, künftig vom
Hausrecht Gebrauch zu machen und die
Pol izei gegen die FAU vorgehen zu
lassen.

2 . Es wurde sich bemüht, die stu-
dentischen Arbeiter*innen in internen
Gesprächen zu beschwichtigen und
einzubinden. Sie wurden u.a. einge-
laden, sich (unbezahlt) an der Sonder-
kommission zum CATI-Labor zu betei l -
igen, so ihren eigenen Arbeitskampf
von oben mitzuverwalten und das
nächste Arbeitsmodel l (vermutl ich nicht
weniger problematische Hiwi-Verträge)
mitzugestalten und so zu legitimieren.

3. Einzelne Dozent*innen und Pro-
fessor*innen des Instituts haben am
Konfl ikt betei l igte studentische Ar-
beiter*innen im instituts-öffentl ichen
Raum bloßgestel lt und verbal angegrif-
fen. So entpol itisierten sie den Arbeits-
kampf zu einer persönl ichen Fehde
zwischen Einzelpersonen und übten
Druck auf engagierte Student*innen

So sieht ein klassisches CATI-Labor aus. Hier ein Photo von der TU Chemnitz.
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